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Planfeststellungsbeschluss für das Vorhaben „Einrichtung Abzweigstelle (Bypass) zwischen Gera und Weida / 
Wünschendorf“, Strecke (6383) Leipzig-Leutzsch – Probstzella, km 75,200 – 81,800, Strecke (6269) Abzweig 
Gera-Debschwitz – Weischlitz, km 0,000 – 6,370 Az.: 531ppw/009-2317#036  vom 29.01.2016 - VMS-Nr: 
3309846 - 

Auf Antrag der DB Netz AG (Vorhabenträgerin) erlässt das Eisenbahn-Bundesamt nach § 18 

Allgemeines Eisenbahngesetz (AEG) folgenden 

 

 

Planfeststellungsbeschluss: 
 

 

A. Verfügender Teil 
 
A.1 Feststellung des Plans 

Der Plan für das Vorhaben „Einrichtung Abzweigstelle (Bypass) zwischen Gera und 

Weida / Wünschendorf“, Bahn-km  75,720 - 81,800 der Strecke 6383 Gera-

Debschwitz – Saalfeld sowie Bahn-km 0,000 - 6,370 der Strecke 6269 Abzweig Ge-

ra-Debschwitz – Weischlitz“ wird mit den in diesem Beschluss aufgeführten Ergän-

zungen, Änderungen, Nebenbestimmungen, Vorbehalten und Schutzauflagen fest-

gestellt. 

 

Gegenstand des Vorhabens ist der zweigleisige Ausbau der Strecke 6383 zwischen 

dem Abzweig Gera-Debschwitz und Gera-Zwötzen, der Einbau einer Weiche, womit 

ein neuer Übergang (sog. Bypass) zwischen den Strecken 6269 und 6383 im Be-

reich des ehemaligen Bahnhofs Gera-Röppisch geschaffen wird und die Errichtung 

eines zusätzlichen Stumpfgleises mit Bahnsteig in Gera-Zwötzen. 

 

Die technischen Einzelheiten sind den Planunterlagen zu entnehmen. 

 

   

A.2 Planunterlagen 
  

Der Plan besteht aus folgenden Unterlagen: 

Anlage Unterlagen- bzw. Planbezeichnung Bemerkung 

 
0. 
 
 

 
Gesamtinhaltsverzeichnis der Planfeststellungsunter-
lagen 
 

 
 
 

 
1 

 
Erläuterungsbericht vom 02.06.2014, Seite 1 - 38 
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Anlage Unterlagen- bzw. Planbezeichnung Bemerkung 

 
2 
2.1 
2.2 
2.3 

  
 Übersichtkarte / - lageplan  
 Lage im Netz der DB AG 
 Übersichtslageplan, M.: 1:10000 
 Übersichtsplan Evakuierungspunkte, M.: 1:5000, Blatt 1-2 
 

 
Nur zur In-
formation 

 
3. 
3.1 
3.2 
 

 
Bestehender Zustand 
Fotodokumentation  
Leitungsbestandsplan, M.: 1:1000, Blatt 1-15 
 

 
Nur zur In-
formation 

 
4. 
4.1 
 
4.2.1 
4.2.2 
4.3 
4.4 
4.5 
 
4.6.1 
 
4.6.2 
 
4.6.3 
 
4.7.1 
 
4.8.1.1 
 
4.8.1.2 
 
4.8.1.3 
 
4.8.1.4 
 
4.8.2.1 
 
4.8.2.2 
 
4.8.2.3 
 
4.8.2.4 

 
Geplanter Zustand 
Lageplan mit Darstellung der geplanten Maßnahmen, M.: 
1:1000, Blatt 1-14 
Querprofile, M.: 1:100, Blatt 1-9  
Querprofil Bahnsteig, M.: 1:100, Blatt 1-3 
Kreuzungsplan BÜ km 76,495, M.: 1:250, Blatt 1 
Lageplan Bahnsteig Hp Gera-Zwötzen, M.: 1:250, Blatt 1 
Bauwerksplan ESTW-R-Modul, M.: 1:50, Blatt 1 
 
Neubau Stützwand entlang der Strecke 6383, km 75,899 
– 75,934, M.: 1:50/ 1:100, Blatt 1 
Neubau Stützwand entlang der Strecke 6383, km 75,570 
– 76,619, M.: 1:50/ 1:100, Blatt 1 
Neubau Stützwand entlang der Strecke 6269, km 79,884 
– 79,925, M.: 1:50/ 1:100, Blatt 1 
Verlängerung Durchlass, Strecke 6383, km 79,962 (Stre-
cke 6269, km 5,576), M.: 1:50/ 1:100, Blatt 1 
Neubau Lärmschutzwand Strecke 6383 bahnrechts, km 
75,720 – 76,000, M.: 1:50/ 1:100, Blatt 1 
Neubau Lärmschutzwand Strecke 6383 bahnrechts, km 
75,720 – 76,000, M.: 1:50/ 1:100, Blatt 1 
Neubau Lärmschutzwand Strecke 6383 bahnrechts, km 
75,720 – 76,000, M.: 1:50/ 1:100, Blatt 1 
Neubau Lärmschutzwand Strecke 6383 bahnrechts, km 
75,720 – 76,000, M.: 1:50/ 1:100, Blatt 1 
Neubau Lärmschutzwand Strecke 6383 bahnlinks, km 
76,513 – 76,941, M.: 1:50/ 1:100, Blatt 1 
Neubau Lärmschutzwand Strecke 6383 bahnlinks, km 
76,513 – 76,941, M.: 1:50/ 1:100, Blatt 1 
Neubau Lärmschutzwand Strecke 6383 bahnlinks, km 
76,513 – 76,941, M.: 1:50/ 1:100, Blatt 1 
Neubau Lärmschutzwand Strecke 6383 bahnlinks, km 

 

 

 

 

 

Nur zur In-
formation 
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Anlage Unterlagen- bzw. Planbezeichnung Bemerkung 

 
4.8.2.5 

76,513 – 76,941, M.: 1:50/ 1:100, Blatt 1 
Neubau Lärmschutzwand Strecke 6383 bahnlinks, km 
76,513 – 76,941, M.: 1:50/ 1:100, Blatt 1 
 

 
5 
 

 
Bauwerksverzeichnis, Seite 1 -14  

 

 
6 
6.1 
6.2 
6.2.3 

 
Grunderwerb 
Grunderwerbsverzeichnis, Seite 1-2 
Grunderwerbsplan, M.: 1:1000, Blatt 1-5 
Auszug aus Grunderwerbsplan Blatt1, M.: 1:250, Blatt 1 
 

 

 
7. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
Lageplan Baustelleneinrichtungsflächen/ Baustraßen  
• Lageplan Baustelleneinrichtungsflächen/ Baustraßen 

km 75,013 – 75,862 u. km 0,979 – km 1,164, M.: 
1:1000 

• Lageplan Baustelleneinrichtungsflächen/ Baustraßen 

km 75,862 – 76,735 u. km 1,164 – km 1,482, M.: 

1:1000 

• Lageplan Baustelleneinrichtungsflächen/ Baustraßen 

km 76,735 – 77,614, M.: 1:1000 

• Lageplan Baustelleneinrichtungsflächen/ Baustraßen 

km 79,002 – 79,510, M.: 1:1000 

 

 
8. 
8.1.1 
 
8.1.2 
8.2 
8.3 

 
Umweltfachliche Unterlagen 
Allgemein verständliche Zusammenfassung der UVS, 
Seite 1-23 
Umweltverträglichkeitsstudie, Seite 1-143 
Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung, Seite 1-50 
Landschaftspflegerischer Begleitplan, Seite 1-75 
 
 

 

 
9. 
9.1 
9.2 
 

 
Wasserrechtliche Unterlagen 
Wassermengenberechnungen, Seite 1-6 
Entwässerungspläne 
• Entwässerungsplan km 75,685 – 76,400, M.: 1:500 
• Entwässerungsplan km 76,400 – 77,068, M.: 1:500 
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Anlage Unterlagen- bzw. Planbezeichnung Bemerkung 

• Entwässerungsplan km 79,782 – 80,407, M.: 1:500 
und km 5,272 – 6,013 

 
 
10. 
10.1 
 
 
 
10.2 
 
10.3 
 
10.4 
 
 

 
Schall-/ Erschütterungsgutachten 
Schalltechnische Untersuchung vom 20.06.2013, Seite 1-
25, 7 Anlagen 
Ergänzung zur Schalltechnischen Untersuchung vom 
12.03.2015, Seite 1-12, 3 Anlagen  
Erschütterungstechnische Untersuchung vom 
12.06.2013, Seite 1-35, 7 Anlagen 
Baulärm-Immissionsprognose vom 07.08.2014, Seite 1-
22, 4 Anlagen 
Erschütterungstechnische Untersuchung zum Baubetrieb 
vom 07.08.2014, Seite 1-17, 3 Anlagen 

 

 
11. 
11.1 
11.1.1 
 
11.1.2 
 
11.2 

 
Geotechnischer Bericht/ BoVEK 
Geotechnischer Bericht 
Geotechnischer Bericht über die Baugrund- und Grün-
dungsverhältnisse, Seite 1-26, 6 Anlagen 
Geotechnischer Bericht – Neubau Stützbauwerke, Seite 
1-17, 5 Anlagen 
BoVEK Grobkonzept, Seite 1-25, 4 Anlagen 
 

 

Nur zur In-
formation 

 

 

Änderungen, die sich während des Planfeststellungsverfahrens ergeben haben, sind 

in blau kenntlich gemacht.  

 
 
A.3 Besondere Entscheidungen 
 
A.3.1 Wasserrechtliche Erlaubnisse und Bewilligungen  

Gemäß § 57 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31.07.2009 (BGBl. I S. 2585)  i. 

V. m. § 8 WHG wird der DB Netz AG die Erlaubnis zur Einleitung von unbelastetem 

Niederschlagswasser aus der Gleisentwässerung des umzubauenden Streckenab-

schnitts in die nachfolgend genannten Vorfluter sowie durch Versickerung  in das 

Grundwasser erteilt, soweit  
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• die Menge und Schädlichkeit des Abwassers so gering gehalten wird, wie dies 

bei Einhaltung der jeweils in Betracht kommenden Verfahren nach dem Stand 

der Technik möglich ist, 

• die Einleitung mit den Anforderungen an die Gewässereigenschaften und 

sonstigen rechtlichen Anforderungen vereinbar ist und  

• die Entwässerungsanlagen so errichtet und betrieben werden, dass die Ein-

haltung dieser  Anforderungen sichergestellt ist.  

 

Einleitpunkt Hochwert Rechts-

wert 

Einleitung in Einleitmen-

ge 

(l/s) 

E2 56 36 007 45 05 969 Schmerlebach 26,29 

E11 

E12 

56 35 228 

56 34 974 

45 05 959 

45 05 899 

Graben 

(Versickerung/Verdunstung) 

17,32 

E13 

E14 

56 35 296 

56 35 071 

45 05 948 

45 05 912 

Graben 

(Versickerung/Verdunstung) 

19,39 

E8 56 32 238 45 05 600 Weiße Elster 40,21 

 

Die wasserrechtliche Genehmigung ist mit folgenden Nebenbestimmungen und 

Hinweisen verbunden: 

 

1.  Allgemeine Nebenbestimmungen 

1.1 Der Beginn und die Fertigstellung der Bauarbeiten sind der Unteren Wasser-

behörde mindestens zwei Wochen vorher schriftlich anzuzeigen. 

 

1.2 Das einzuleitende Niederschlagswasser darf keine wassergefährdenden Stof-

fe beinhalten.  

 

1.3 Der Gewässerbenutzer ist verpflichtet, seine wasserwirtschaftlichen Anlagen 

entsprechend den allgemein anerkannten Regeln der Technik zu errichten, zu be-

treiben, zu unterhalten und zu warten, so dass eine Beeinträchtigung des Wohls der 

Allgemeinheit sowie die Belästigung Dritter vermieden werden. Die Einleitung des 

Niederschlagswassers hat den Anforderungen gemäß Stand der Technik zu ent-

sprechen. Schäden an den Anlagen sind unverzüglich zu beheben.   
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1.4 Die bestehende Einbindung des Entwässerungsgrabens in den Schmer-
lebach (E2) ist auf ihren Zustand zu prüfen. Das Ergebnis der Prüfung ist vor Bau-

beginn der Unteren Wasserbehörde mitzuteilen. Ggf. erforderliche Sanierungsarbei-

ten sind mit der Unteren Wasserbehörde abzustimmen.  

 
1.5 Für die geplante Einleitung von Niederschlagswasser an der Einleitstelle 
E6 behält sich die Planfeststellungsbehörde die Entscheidung vor. Die Vorha-
benträgerin hat die Einleitgenehmigung des Schachteigentümers einzuholen 
und der Unteren Wasserbehörde sowie der Planfeststellungsbehörde rechtzei-
tig vor Baubeginn nachzuweisen. Sollte die Zustimmung des Schachteigen-
tümers nicht beigebracht werden, ist eine Umplanung der Einleitstelle erfor-
derlich. 
 

1.6  Bei Baumaßnahmen am Gewässer ist sicher zu stellen, dass nach Abschluss 

der Baumaßnahme das Gewässer und der Uferbereich wieder in einen ordnungs-

gemäßen Zustand versetzt werden. 

 

1.7  Havarien im Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und Betriebsstörungen, 

die zum Eintrag wassergefährdender Stoffe in das Gewässer führen können, sind 

unverzüglich zu bekämpfen und den Umweltbehörden anzuzeigen. 

 

1.8  Erdaushub und Baumaterialien dürfen nicht im Abflussprofil der Gewässer ge-

lagert werden. Nach Beendigung der Bauarbeiten sind die durch die Baumaßnahme 

beeinträchtigten Flächen in einen ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen. 

 

2.  Nebenbestimmungen für die Abwasseranlagen 

2.1 Versickerungsanlagen sind nach dem ATV-DVWK-A 138 „Planung, Bau und 

Betrieb von Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser“ zu bemessen, zu 

errichten und zu betreiben. 

 

2.2 Für Auslaufbauwerke sind folgende Planungsleitsätze und Optimierungsgebo-

te maßgebend:  

• Die Auslaufbauwerke sind so zu gestalten, dass das Durchflussvermögen der 

Gewässer und Gräben erhalten bleibt. 

• Durch die Einleitungsstelle darf kein Abflusshindernis im Gewässerprofil ge-

schaffen werden. 
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• Die Einleitstellen sind erosionssicher und mit geeigneter Steinschüttung oder 

vergleichbarem Material zu sichern, wobei darauf zu achten ist, dass keine 

Abflussbehinderung entsteht. 

 

3.  Auflagenvorbehalt 

Weitere Auflagen, die zum Schutz der Gewässer und wasserbaulicher Einrichtun-

gen sowie für die Wahrnehmung wasserwirtschaftlicher Belange erforderlich sind, 

bleiben ausdrücklich vorbehalten. 

  

4. Hinweise 

4.1  Baubedingt anfallendes Niederschlagswasser ist vorrangig über Raubettmul-

den, Rigolen, Geländemulden, Absetz- und Versickerungsbecken oder über die Bö-

schungen breitflächig zu versickern. Eine Fassung ist zu vermeiden. Anfallende Ab-

wässer der Baustelleneinrichtungen und Reinigungswässer von Baumaschinen sind 

vorzubehandeln. 

 

4.2  Der Umgang mit wassergefährdenden Stoffen ist bei der Unteren Wasserbe-

hörde anzuzeigen. 

 

 
A.3.2 Konzentrationswirkung 
 Durch die Planfeststellung wird die Zulässigkeit des Vorhabens einschließlich der 

notwendigen Folgemaßnahmen an anderen Anlagen im Hinblick auf alle von ihm 

berührten öffentlichen Belange festgestellt; neben der Planfeststellung sind andere 

behördliche Entscheidungen, insbesondere öffentlich-rechtliche Genehmigungen, 

Verleihungen, Erlaubnisse, Bewilligungen, Zustimmungen und Planfeststellungen 

nicht erforderlich (§ 18 AEG in Verbindung mit § 75 Abs. 1 Verwaltungsverfahrens-

gesetz (VwVfG)). 

 

 

A.4 Nebenbestimmungen und Hinweise, Vorbehalte 
 
A.4.1 Unterrichtungspflichten 
A.4.1.1 Die Zeitpunkte des Baubeginns und der Fertigstellung des Bauvorhabens sind dem 

Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Erfurt, der Stadt Gera sowie den  zuständigen 

Wasser- und Naturschutzbehörden möglichst frühzeitig schriftlich bekannt zu geben.  
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A.4.1.2 Anlieger und sonstige Betroffene sind frühzeitig über die geplanten Baumaßnahmen 

und deren Auswirkungen zu informieren.    

 

A.4.2 VV Bau und VV Bau-STE, VV IST 
Die Regelungen  der „Verwaltungsvorschrift über die Bauaufsicht im Ingenieurbau, 

Oberbau und Hochbau“ (VV Bau) und der „Verwaltungsvorschrift für die Bauaufsicht 

über Signal-, Telekommunikations- und elektrotechnische Anlagen“ (VV Bau-STE) 

sind zu beachten. Beim Eisenbahn-Bundesamt sind die hiernach erforderlichen An-

zeigen einzureichen und die notwendigen Anträge zu stellen.   

 

 
A.4.3  Abweichung von Regelwerken 
  - entfällt -   

 

 

A.4.4  Straßen, Wege und Zufahrten 
A.4.4.1  Soweit sich die Baumaßnahmen auf den Straßenverkehr auswirken, hat die Vorha-

benträgerin rechtzeitig vor Baubeginn die erforderlichen Anträge auf Anordnung 

verkehrsrechtlicher Maßnahmen im Sinne des § 45 Abs. 6 StVO bei den zuständi-

gen Straßenverkehrsbehörden zu stellen. Notwendige Sondernutzungserlaubnisse 

sind bei den zuständigen Straßenbaulastträgern rechtzeitig zu beantragen. 

 

A.4.4.2 Die Erreichbarkeit von Gewerbestandorten und sonstigen Einrichtungen (z. B. dem 

Sozialtherapeutischen Zentrum Gera in der Aalichtstraße) ist während der Baumaß-

nahme zu sichern. 

 

A.4.4.3 Für die Durchführung des Vorhabens ist ein Verkehrskonzept zu erstellen, welches 

die möglichen Umleitungen sowie den Baustellenverkehr enthalten soll. Dieses ist 

rechtzeitig vor Baubeginn mit der Stadt Gera abzustimmen.  

 

A.4.4.4 Vor Nutzungsbeginn der Wirtschaftswege als Baustraßen ist ein Beweis-

sicherungsverfahren unter Beteiligung der betroffenen Baulastträger durchzuführen. 

Der vorgefundene Zustand ist nach Abschluss der Bauarbeiten wieder herzustellen. 

Selbige Bestimmung gilt auch für alle öffentlichen Straßen, bei denen die vorüber-

gehende Nutzung durch Baufahrzeuge über den Gemeingebrauch hinausgeht. Der 
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wiederhergestellte Zustand ist im Rahmen einer Begehung mit den jeweiligen Bau-

lastträgern zu dokumentieren. 

 

A.4.4.5 Die Verunreinigung der Straßen durch den Baustellenverkehr ist weitgehend zu 

vermeiden. Entstandene Verunreinigungen sind unverzüglich zu beseitigen. 

 

  

A.4.5 Wasserwirtschaft und Gewässerschutz  
A.4.5.1 Während der Bauzeit sind die wasserhaushaltsrechtlichen Vorschriften zu beachten. 

Die Bauarbeiten sind so auszuführen, dass jegliche Beeinträchtigung des Grund- 

und Oberflächenwassers ausgeschlossen ist. Es ist zu unterbinden, dass wasserge-

fährdende Stoffe (Tropfverluste aus Maschinen und Aggregaten) in das Erdreich 

oder in Gewässer gelangen können.  

 

A.4.5.2  Havarien im Umgang mit wassergefährdenden Stoffen und Betriebsstörungen, die 

zum Eintrag wassergefährdender Stoffe in Gewässer, Gräben oder das Grundwas-

ser führen können, sind unverzüglich zu bekämpfen und der Unteren Wasserbehör-

de sowie dem jeweils Unterhaltungspflichtigen anzuzeigen. 

 

A.4.5.3 Die Ausführungsplanung für die Entwässerungsanlagen, insbesondere für die Ein-

leitungen in die Vorfluten, ist mit der der Unteren Wasserbehörde rechtzeitig vor 

Baubeginn abzustimmen. 

 

A.4.5.4 Die Auslaufbauwerke für Entwässerungen sind so zu gestalten, dass keine Bau-

werksteile in das Abflussprofil der Gewässer bzw. Gräben hineinragen und das 

Durchflussvermögen der Gewässer bzw. Gräben erhalten bleibt. Sie sind in Fließ-

richtung im Winkel von 45 – 60° und strömungstechnisch so auszubilden, dass kei-

ne Wirbel entstehen können. 

 

A.4.5.5 Die Einleitstellen bzw. Auslaufstellen im Gelände sind erosionssicher mit geeigneter 

Steinschüttung o. ä. Befestigungsmaterial zu sichern. 

 

A.4.5.6 Die im stillgelegten Streckenabschnitt vorhandenen Gewässerdurchlässe sind in 

einem funktionsfähigen Zustand zu halten. Den Wasserabfluss beeinträchtigendes 

Treib- und Schwemmgut ist regelmäßig zu entfernen.  

 

 
Seite 10 von 72 

 



Planfeststellungsbeschluss für das Vorhaben „Einrichtung Abzweigstelle (Bypass) zwischen Gera und Weida / 
Wünschendorf“, Strecke (6383) Leipzig-Leutzsch – Probstzella, km 75,200 – 81,800, Strecke (6269) Abzweig 
Gera-Debschwitz – Weischlitz, km 0,000 – 6,370 Az.: 531ppw/009-2317#036  vom 29.01.2016 - VMS-Nr: 
3309846 - 

A.4.6 Naturschutz und Landschaftspflege 
A.4.6.1 Eingriffe in Natur und Landschaft, die den Rahmen dieser Planfeststellung über-

schreiten, sind zu unterlassen.  

 

A.4.6.2 Von der Baumaßnahme betroffene Ruderalfluren und Gebüsche, sowie zeitweise 

als Lagerflächen und Baustraßen genutzte Flächen, sind nach Abschluss der Bau-

maßnahmen in ihren ursprünglichen Zustand zu versetzen. Nach Wiederherstellung 

dürfen in diesen Bereichen keine erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigungen 

des Naturhaushaltes zurückbleiben.  

 

A.4.6.3 Erforderliche Gehölzrodungen sind vorzugsweise außerhalb der Vogelbrutperiode 

(1. März bis 30. September) durchzuführen. 

 

A.4.6.4 Für das geplante Vorhaben wird eine ökologische Bauüberwachung nach Maßgabe 

des Umweltleitfadens des Eisenbahn-Bundesamtes Teil VII: Umweltfachliche Bau-

überwachung, Stand Juli 2015, für die Themenbereiche Naturschutz und bauzeitli-

cher Lärm sowie bauzeitliche Erschütterungen angeordnet.  

 Rechtzeitig vor Baubeginn sind der Planfeststellungsbehörde die von der Vorhaben-

trägerin mit der Wahrnehmung der Aufgaben beauftragten Fachkräfte einschließlich 

sachdienlicher Angaben zu deren Qualifikation zu benennen. Den zuständigen Na-

turschutz- und Immissionsschutzbehörden sind die Ansprechpartner der ökologi-

schen Bauüberwachung ebenfalls zu benennen.   

 

A.4.6.5 Der Vorhabenträgerin wird aufgegeben, den Naturschutzbehörden die erforderlichen 

Daten des Vorhabens  zur Übernahme in das Eingriffs- und Kompensationssystem 

(EKIS) Thüringen zur Verfügung zu stellen.  

 

A.4.6.6 Die Umsetzung der Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen ist der Planfeststellungsbe-

hörde und den zuständigen Naturschutzbehörden anzuzeigen. 

 
A.4.7 Abfallwirtschaft, Altlasten und Bodenschutz 
A.4.7.1 Es ist ein Abfallentsorgungskonzept zu erstellen und auf der Baustelle vorzuhalten. 

Darin ist auch der Nachweis entsprechender Entsorgungskapazitäten zu führen.  

 

A.4.7.2 Die bei den Baumaßnahmen anfallenden Abfälle sind entsprechend den vorge-

nommenen Deklarationsanalysen einer geordneten und getrennten Verwertung 
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bzw. Entsorgung gemäß Abfall-Verzeichnis-Verordnung (AVV) zuzuführen. Die Ein-

stufung der Abfälle hat dabei nach LAGA M20 bzw. der Altschotter-Richtlinie der DB 

AG zu erfolgen. Im Übrigen sind die Bestimmungen des Kreislaufwirtschaftsgeset-

zes (KrWG) einzuhalten. Die Beräumung der Bereitstellungslager hat unverzüglich 

nach Maßnahmeende zu erfolgen. Die ordnungsgemäße Entsorgung der anfallen-

den Abfälle ist der Unteren Abfallbehörde auf Verlangen nachzuweisen.  

 

A.4.7.3 Sollten bei den Tiefbauarbeiten Bodenverunreinigungen oder Altablagerungen fest-

gestellt werden, die über die in dieser Genehmigungsunterlage dargestellten Verun-

reinigungen hinausgehen, ist die Untere Bodenschutzbehörde zur Abstimmung der 

weiteren Vorgehensweise zu informieren. Sollten im Falle von Havarien an Maschi-

nen und Geräten Kontaminierungen stattfinden, ist ebenfalls die Untere Boden-

schutzbehörde zu verständigen. Diese trifft dann die weiteren Entscheidungen.  

 

A.4.7.4 Beim Betrieb von Baustelleneinrichtungs- und Lagerflächen sind die Bestimmungen 

des Bodenschutzgesetzes einzuhalten. Die Beräumung der Flächen hat zeitnah 

nach dem Ende der Baumaßnahme zu erfolgen.  

 

A.4.7.5 Erdaufschlüsse sowie größere Baugruben sind  der Thüringer Landesanstalt für 

Umwelt und Geologie anzuzeigen. Die Übergabe von Schichtenverzeichnissen an 

das Geologische Landesarchiv des Freistaates Thüringen ist nach Abschluss der 

Maßnahme zu veranlassen.  

   

A.4.7.6 Der Vorhabenträgerin wird aufgegeben, die von ihr beauftragten Unternehmen zur 

Beachtung der abfallrechtlichen und bodenschutzrechtlichen Bestimmungen zu ver-

pflichten.  

 

  

A.4.8 Immissionsschutz 
A.4.8.1 Aktiver Schallschutz  
 Die aktiven Schallschutzmaßnahmen sind vor der Inbetriebnahme des zweiten Glei-

ses umzusetzen.  

 

A.4.8.2 Passiver Schallschutz in der Nacht 
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 Zusätzlich wird für folgende Wohnhäuser der Anspruch auf passiven Schallschutz  

in der Nacht dem Grunde nach festgestellt. Die Realisierung erfolgt auf Grundlage 

der 24. BImSchV in einem Folgeverfahren.  

  

Lange Straße 5 1.OG, 2. OG (West-Seite) 

Lange Straße 25 3. OG (West-Seite) 

Lange Straße 27 3. OG (West-Seite) 

Lange Straße 29 3. OG (West-Seite) 

Lange Straße 49 3. OG, 4. OG (SW-Seite) 

Lange Straße 51 2. OG, 3. OG (SW-Seite) 

Lange Straße 53 1. OG, 2. OG, 3. OG (SW-Seite) 

Lange Straße 55 1. OG, 2. OG, 3. OG (SW-Seite) 

Lange Straße 57 1. OG, 2. OG, 3. OG (SW-Seite) 

Lange Straße 59 1. OG, 2. OG, 3. OG (SW-Seite) 

Lange Straße 61 1. OG, 2. OG, 3. OG (SW-Seite) 

Lange Straße 63 1. OG, 2. OG, 3. OG (SW-Seite) 

Lange Straße 65 1. OG, 2. OG, 3. OG (SW-Seite) 

Lange Straße 67 EG, 1. OG, 2. OG, 3. OG (NW-Seite) 

Lange Straße 67 1. OG, 2. OG, 3. OG (SW-Seite) 

Aalichtstraße 3a EG, 1.OG (Ost-Seite) 

Aalichtstraße 4a 1. OG, 2. OG (Ost-Seite) 

Aalichtstraße 4b EG (Ost-Seite) 

Kupferstraße 6 4. OG (Ost-Seite) 

Lange Straße 52 EG, 1. OG, 2. OG, 3. OG (NW-Seite) 

Lange Straße 52 EG, 1. OG, 2. OG, 3. OG (SW-Seite) 

Lange Straße 54 EG, 1.OG (Ost-Seite) 

Lange Straße 54a EG (Ost-Seite) 

Zwötzener Straße 53 EG, 1. OG, 2. OG, 3. OG (N-Seite) 

Zwötzener Straße 53 EG, 1. OG, 2. OG, 3. OG (Ost-Seite) 

Zwötzener Straße 53 1. OG, 2. OG, 3. OG (Süd-Seite) 

Unter der Bahn 1 2. OG (SO-Seite) 

Unter der Bahn 1 1. OG, 2. OG (SW-Seite) 

Weidaer Straße 24 2. OG (NO-Seite) 
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A.4.8.3 Passiver Schallschutz am Tag 
 Für folgende Wohnhäuser wird der Anspruch auf passiven Schallschutz am Tag 

dem Grunde nach festgestellt. Die Realisierung erfolgt auf Grundlage der 24. BIm-

SchV in einem Folgeverfahren. 

  

Lange Straße 67 3. OG (NW-Seite) 

Lange Straße 67 3. OG (SW-Seite) 

Lange Straße 52 EG, 1. OG, 2. OG, 3. OG (NW-Seite) 

Lange Straße 52 1. OG, 2. OG, 3. OG (SW-Seite) 

 

 

A.4.8.4 Passiver Schallschutz – Grundrechtliche Zumutbarkeitsschwelle 
 Für folgende Wohnhäuser wird der Anspruch auf passiven Schallschutz dem Grun-

de nach festgestellt, da im Nachtzeitraum die grundrechtliche Zumutbarkeitsschwel-

le von 60 dB(A) überschritten wird. Die Realisierung erfolgt auf Grundlage der 24. 

BImSchV in einem Folgeverfahren. 

 

Pfarrstraße 20 EG, 1. OG, 2. OG (West-Seite) 

Pfarrstraße 20 EG, 1. OG, 2. OG (Nord-Seite) 

Ruckdeschelstraße 4 2. OG, 3. OG (SO-Seite) 

An der Zwötzener Brücke 1 EG (Nord-Seite) 

An der Zwötzener Brücke 1 EG (West-Seite) 

Am Bach 14 1. OG (West-Seite) 

Am Bach 15 (Lfd. Nr. 21) EG, 1.OG (Ost-Seite) 

Am Bach 15 (Lfd. Nr. 22) EG, 1.OG (Ost-Seite) 

 

 

A.4.8.5 Schallschutz während der Bauarbeiten 
A.4.8.5.1 Während der Durchführung der Bauarbeiten sind die in der AVV- Baulärm vorge-

gebenen Immissionsrichtwerte zu beachten. Unvermeidbare Überschreitungen sind 

auf das technologische Mindestmaß zu begrenzen. Die Vorhabenträgerin hat sich 

im Erläuterungsbericht verpflichtet, lärmintensive Arbeiten ausschließlich in den 

Zeitraum von Montag bis Freitag zwischen 07:00 und 20:00 Uhr einzuordnen. Nach 

dem Stand der Technik vermeidbare Beeinträchtigungen der Nachbarschaft durch 

Baulärm sind zu unterlassen. 
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 Die 32. Verordnung zur Durchführung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (Ge-

räte- und Maschinenlärmschutzverordnung – 32. BImSchV) ist einzuhalten. Dies gilt 

insbesondere für die Nachtzeiträume sowie für Sonn- und Feiertage. Unvermeidba-

re Überschreitungen sind auf das technologische Mindestmaß zu begrenzen. 

 

A.4.8.5.2  Zum Schutz der Anwohner vor Baulärm werden folgende Maßnahmen festgesetzt: 

 

 a) Verzicht auf den Einsatz von Schlagrammen und Anwendung alternativer 

Bauverfahren (z.B. Vibrationsramme oder Spundwandpresse) für besonders 

lärmintensive Arbeiten wie z.B. das Einbringen von Spundwänden und sonsti-

gen Verbauten, 

b) Einsatz mobiler Abschirmungen, z.B. transportable Holzwände, bei kleinräu-

migen Tätigkeiten und eingesetzten Maschinen wie z. B. bei Arbeiten mit 

Presslufthämmern,  

c) Verzicht auf Rottenwarnanlagen und Einsatz fester Absperrungen bzw. Ein-

satz mobiler Funkwarnsysteme, soweit technisch und arbeitsschutzrechtlich 

vertretbar, 

d) Errichtung der für den Schutz vor Eisenbahnverkehrslärm erforderlichen 

Schallschutzwände grundsätzlich bereits vor Beginn der Herstellung der 

Gleiskörper. 

 

A.4.8.5.3 Die Einhaltung der für die Baustellen geltenden Richtlinien und Vorschriften sowie 

der in diesem Beschluss angeordneten Auflagen sind durch regelmäßige Baustel-

lenkontrollen sicherzustellen. Die Durchführung und Ergebnisse der Kontrollen sind 

zu dokumentieren. 

 

A.4.8.5.4 Die Vorhabenträgerin hat für die Zeit der Bauausführung, insbesondere zur Über-

wachung und Vorbeugung der durch die Baumaßnahmen hervorgerufenen Immissi-

onen, einen Baulärmverantwortlichen einzusetzen. Dieser steht auch von Baulärm 

und bauzeitlichen Erschütterungen Betroffenen vor Ort als Ansprechpartner für Be-

schwerden zur Verfügung. Name und Erreichbarkeit des Verantwortlichen sind der 

Unteren Immissionsschutzbehörde, der Planfeststellungsbehörde und den Anliegern 

rechtzeitig vor Baubeginn mitzuteilen. 

 

A.4.8.5.5 Die Vorhabenträgerin hat die Bauablaufdaten, insbesondere den geplanten Beginn 

und die Dauer der Bauarbeiten und das geplante Ende der Baumaßnahmen sowie 
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die Durchführung besonders lärm- und erschütterungsintensiver Bautätigkeiten, je-

weils unverzüglich nach Kenntnis den Anliegern in geeigneter Weise mitzuteilen. 

Absehbare Abweichungen von dem Zeitplan sind ebenfalls unverzüglich mitzuteilen. 

Die Benachrichtigung des Beginns der Bauarbeiten muss mindestens zwei Wochen 

vor dem vorgesehenen Beginn der Bauarbeiten erfolgen. 

 Bei Notwendigkeit (z. B. Lärmerzeugung im gesundheitsschädigenden Bereich) sind 

den Betroffenen Ausweichquartiere für den Zeitraum dieser Arbeiten anzubieten-

ten.     

 

A.4.8.6  Erschütterungsschutz  
 Nach der Erschütterungstechnischen Untersuchung sind bei nachfolgenden Gebäu-

den Erschütterungswirkungen oberhalb der Anhaltswerte nach DIN 4150-2 in Ver-

bindung mit einer Zunahme um mehr als 25% zu erwarten: 

 

Bahn-km 

Strecke 6383 

Objekt 

75,80 Zwötzener Straße 1, 3 

76,50 Lange Straße 52 

76,54 Lange Straße 67 

76,56 Lange Straße 65 

76,98 Pfarrstraße 20 

 

 Im Bereich von km 76,400 bis km 76,700 der Strecke 6383 ist eine elastische, mit-

telweiche Schwellenbesohlung für das neu zu errichtende zweite Gleis, das näher 

an die schutzbedürftige Bebauung heranrückt, vorzusehen. 

Sechs Monate nach Inbetriebnahme sind in allen benannten Gebäuden Erschütte-

rungsmessungen zur Kontrolle  durchzuführen. Die Ergebnisse sind dem Eisen-

bahn-Bundesamt unverzüglich nach Messdurchführung und Auswertung der Zu-

satzmessungen mitzuteilen. 

Für Gebäude, für die auf der Grundlage der Messungen Beurteilungsschwingstär-

ken größer als die  Anhaltswerte nach Tab. 1 der DIN 4150-2 ermittelt werden, be-

steht Anspruch auf Erschütterungsschutz. In diesem Fall hat die Vorhabenträgerin 

eine erneute Beurteilung der Erschütterungsauswirkungen des Vorhabens vorzu-

nehmen und, sofern noch erforderlich, im Einzelfall geeignete weitere Schutzmaß-

nahmen am Ausbreitungsweg und / oder am zu schützenden Gebäude zu planen, 
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mit denen sicherzustellen ist, dass die vorstehend genannten Werte nicht über-

schritten werden. Die Planung beabsichtigter Schutzmaßnahmen bzw. eine Begrün-

dung für das Absehen von Maßnahmen hat die Vorhabenträgerin der Planfeststel-

lungsbehörde unverzüglich vorzulegen. Die Planfeststellungsbehörde wird nach Be-

teiligung der Betroffenen eine ergänzende Entscheidung zu diesem Planfeststel-

lungsbeschluss erlassen, in der über die notwendigen weiteren Schutzmaßnahmen 

oder die Festsetzung einer Entschädigung dem Grunde nach gemäß § 74 Abs. 2 

Satz 3 VwVfG i. V. m. § 22a AEG entschieden wird. 

 

 

A.4.8.7  Erschütterungsschutz während der Bauarbeiten 
A.4.8.7.1 Für Gebäude, die sich in einem Abstand von ca. 25 m oder weniger zu Erschütte-

rungsquellen befinden, sind beim Einsatz erschütterungsintensiver Bauverfahren 

Beweissicherungs- /Überwachungsmessungen durchzuführen.  

 

A.4.8.7.2 In sensiblen Bereichen sind zum Schutz der angrenzenden Bebauung möglichst 

Hochfrequenzrammen mit variablem Moment einzusetzen. 

 

A.4.8.7.3 Die Anwohner bzw. Gebäudeeigentümer sind über die geplanten erschütterungsin-

tensiven Bauarbeiten rechtzeitig zu informieren. Ein Ansprechpartner der Vorhaben-

trägerin ist zu benennen.    

 
A.4.8.8  Sonstiger Immissionsschutz 
 Bei der Ausführung der Bauarbeiten dürfen keine Rechte Dritter beeinträchtigt wer-

den. Passanten, Anwohner und Anlieger sind gegen Belästigungen durch Staub 

weitgehend zu schützen. 

 
A.4.9 Denkmalschutz 

Beim Auftreten von archäologischen Funden (bewegliche Bodendenkmale sowie 

auffällige Häufungen von Steinen, markanten Bodenverfärbungen, Mauerresten) 

sind unverzüglich die zuständigen Denkmalschutzbehörden zu benachrichtigen. 

Eventuelle Funde sind zusammenhängend im Boden zu belassen. Die Fundstellen 

sind abzusichern. 

Die Vorschriften für das Auffinden von Bodendenkmalen des Thüringer Denkmal-

schutzgesetzes (§§ 16 - 19) sind zu beachten.  
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A.4.10 Land- und Forstwirtschaft   
A.4.10.1  Der Zugang zu den landwirtschaftlichen Flächen ist auch während der Bauzeit zu 

gewährleisten. 

 

A.4.10.2  Die vorübergehende Inanspruchnahme landwirtschaftlicher Flächen für Baustraßen 

und Baustelleneinrichtungsflächen soll möglichst erst nach der Ernte erfolgen. Die 

Bauausführungen und erforderlichen landwirtschaftlichen Flächeninanspruchnah-

men sind den Bewirtschaftern möglichst frühzeitig anzuzeigen. Die genutzten Flä-

chen sind nach Abschluss der Baumaßnahmen vollständig zu beräumen und zu re-

kultivieren. Eingetretene Schäden, besonders an den landwirtschaftlichen Wegen 

sind zu beseitigen.  

 

A.4.10.3 Werden durch das Bauvorhaben eventuell vorhandene Entwässerungsanlagen be-

rührt, ist deren Funktion uneingeschränkt wieder herzustellen. Die Funktion vorhan-

dener Gräben darf nicht beeinträchtigt werden. 

 

A.4.10.4 Für alle Baum- und Gehölzanpflanzungen ist standort- und herkunftsgerechtes 

Vermehrungsgut zu verwenden. 

 

A.4.11 Eisenbahninfrastruktur 
 Der Vorhabenträgerin wird aufgegeben, den neu zu errichtenden Bahnsteig in Gera-

Zwötzen mit Wetterschutz, Sitzgelegenheit und einem Fahrgastinformationssystem 

auszustatten. Die Details der Bahnsteigausstattung sind mit dem Aufgabenträger 

des SPNV in Thüringen abzustimmen.  

 Der neu zu errichtende Bahnsteig ist mit einem Blindenleitsystem auszurüsten. Zur 

Erhöhung des Kontrastwertes ist, wie von der Vorhabenträgerin im Erörterungster-

min zugesagt, ein anthrazitfarbener Bahnsteigbelag vorzusehen.   

   

A.4.12 Öffentliche Ver- und Entsorgungsleitungen 
A.4.12.1  Die Vorhabenträgerin hat dafür Sorge zu tragen, dass sich die Bauausführenden 

von den betroffenen Versorgungsunternehmen bzw. Betreibern in die genaue Lage 

der Leitungen einweisen lassen. Rechtzeitig vor Baubeginn sind die Erlaubnisschei-

ne für Erdarbeiten einzuholen. 

 

A.4.12.2  Die Versorgungsleitungen sind, soweit sie innerhalb der Baufläche liegen, während 

der Bauzeit durch die Vorhabenträgerin in Absprache mit den Eigentümern und ge-
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mäß deren Vorschriften zu sichern. Bei Arbeiten innerhalb von Leitungsschutzzonen 

sowie in Kabelnähe sind die einschlägigen DIN-, VDE- und Unfallverhütungsvor-

schriften zu beachten.  

 

A.4.12.3  Werden bei der Bauausführung bis zu diesem Zeitpunkt unbekannte Versorgungs-

leitungen angetroffen, sind diese zu sichern und Maßnahmen zur Erhaltung ihrer 

Funktion einzuleiten. Der Eigentümer der Leitung ist unverzüglich zu benachrichti-

gen.  

 

A.4.12.4  Die Hinweise und Forderungen aus der Stellungnahme der GASCADE Gastrans-

port GmbH vom 06.10.2014 zum Schutz der im Baufeld vorhandenen Ferngaslei-

tung STEGAL sowie der LWL-Trasse Blankenhain – Gorlitzsch sind zu beachten. 

Rechtzeitig, mindestens zwei Wochen vor Beginn der eigentlichen Bauarbeiten,  ist 

beim Pipeline-Service PLS Olbernhau die örtliche Einweisung in den Anlagenbe-

stand zu vereinbaren. 

 

A.4.12.5 Die Hinweise und Forderungen aus der Stellungnahme der Thüringer Netkom 

GmbH vom 06.10.2014 hinsichtlich der im Baubereich befindlichen Kupferkabel der 

Thüringer Energie AG sind zu beachten. 

 

A.4.12.6 Die Hinweise und Forderungen aus der Stellungnahme der TEN Thüringer Energie-

netze GmbH vom 14.10.2014 zum Schutz der im Baufeld vorhandenen Energiever-

sorgungsanlagen sind zu beachten.  

 

A.4.12.7 Die Hinweise und Forderungen aus der Stellungnahme der GeraNetz GmbH vom 

05.11.2014 zum Schutz der im Baufeld vorhandenen Strom- und Gasversorgungs-

anlagen sowie der Steuerkabel sind zu beachten. 

 

A.4.12.8 Die Hinweise und Forderungen aus der Stellungnahme der 50Hertz Transmission 

GmbH vom 16.12.2014 zum Schutz der im Baufeld vorhandenen 380-kV-Freileitung  

sind zu beachten. 

 

A.4.12.9  Die Hinweise und Forderungen aus der Stellungnahme der Deutsche Telekom 

Technik GmbH vom 29.09.2014 zum Schutz der im Baufeld vorhandenen TK-

Anlagen  sind zu beachten. 
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A.4.12.10 Die Hinweise und Forderungen aus der Stellungnahme des Zweckverbandes 

Wasser/ Abwasser Mittleres Elstertal vom 19.12.2014 zum Schutz der im Baufeld 

vorhandenen Trinkwasser- und Entwässerungsleitungen sowie der Steuerkabel sind 

zu beachten. 

 

 
A.4.13 Kampfmittel 

Die Empfehlungen zur Oberflächendetektion und kampfmitteltechnischer Begleitung 

der Erdarbeiten in kampfmittelgefährdeten Bereichen sind zu beachten. 

Sollten bei den Bauarbeiten Kampfmittel gefunden werden, sind alle Arbeiten im be-

treffenden Bereich umgehend einzustellen. Die Fundstelle ist zu sichern und vor Be-

treten zu schützen. Die Ordnungsbehörde, die zuständige Polizei oder eine in Thü-

ringen zugelassene Kampfmittelräumfirma sind umgehend zu benachrichtigen. 

 

 

A.4.14 Vermessung und Geoinformation 
Rechtzeitig vor Baubeginn sind die Festpunkte der geodätischen Grundlagennetze 

beim Landesamt für Vermessung und Geoinformation, Katasterbereich Saalfeld, 

abzufragen. 

Grenzzeichen und Vermessungsmarken sind zu schonen und, soweit diese nicht 

unterirdisch angebracht sind, erkennbar zu halten. Ist eine Gefährdung von Ver-

messungsmarken unabdingbar, ist dies dem Dezernat 30 des Landesamtes für 

Vermessung und Geoinformation umgehend mitzuteilen.  

 

 

A.4.15 Entschädigung bei der Beanspruchung von Grundeigentum und Eingriffen in 
Rechte Dritter 
Zugunsten des planfestgestellten Vorhabens ist die Enteignung zulässig. Der fest-

gestellte Plan ist dem Enteignungsverfahren zugrunde zu legen und für die Enteig-

nungsbehörde bindend. 

Die betroffenen Grundstückseigentümer und Inhaber von sonstigen Grundstücks-

rechten haben dem Grunde nach Anspruch auf angemessene Entschädigung in 

Geld. Die Höhe der jeweiligen Entschädigungen wird nicht in diesem Planfeststel-

lungsbeschluss entschieden. Die Vorhabenträgerin strebt einvernehmliche Lösun-

gen für die Entschädigung an. Soweit kein Einvernehmen besteht, wird über die Hö-

he der jeweiligen Entschädigungen in einem separaten Verfahren nach Maßgabe 
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des Thüringer Enteignungsgesetzes (ThürEG) entschieden. Entsprechendes gilt 

hinsichtlich derjenigen Pächter, Eigentümer und Inhaber von sonstigen Grund-

stücksrechten, die von vorhabenbedingten Ertragseinbußen  betroffen sind.    

 

Die Vorhabenträgerin hat die durch die Bautätigkeit verursachten Aufwuchs- und 

Flurschäden nach Abschluss der Baumaßnahmen bzw. zum Erntezeitpunkt ge-

meinsam mit dem Grundstücksnutzer aufzunehmen und eine entsprechende Ent-

schädigung zu veranlassen.  

 

 
A.5 Entscheidung über Einwendungen, Forderungen, Hinweise und Anträge 
 Die Einwendungen der Betroffenen und sonstigen Einwender sowie die von Behör-

den und Stellen geäußerten Forderungen, Hinweise und Anträge werden zurückge-

wiesen, soweit ihnen nicht entsprochen wurde oder sie sich auf andere Weise erle-

digt haben. 

 

 

A.6 Kosten 
 Die Kosten des Verfahrens trägt die Vorhabenträgerin. Die Höhe der Kosten wird in 

einem gesonderten Bescheid festgesetzt. 

 
 
B. Begründung 
 
B.1 Sachverhalt 
 
B.1.1 Gegenstand des Vorhabens 

Das Bauvorhaben hat den zweigleisigen Ausbau der Strecke 6383 zwischen Gera-

Debschwitz und Gera-Zwötzen, den Einbau einer Weiche, womit ein neuer Über-

gang (sog. Bypass) zwischen den Strecken 6269 und 6383 im Bereich des ehemali-

gen Bahnhofs Gera-Röppisch geschaffen wird und die Errichtung eines zusätzlichen 

Stumpfgleises mit Bahnsteig in Gera-Zwötzen zum Gegenstand.  

Züge von und nach Greiz/Weischlitz sollen zukünftig zunächst auf der Strecke 6383 

über Gera-Zwötzen verkehren und erst am südlichen Stadtrand von Gera auf die 

Strecke 6269 wechseln, damit der Abschnitt der Strecke 6269 von Gera-Debschwitz 

bis zur neuen Abzweigstelle (Bypass) stillgelegt werden kann.  
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Das Bauvorhaben erstreckt sich im Bereich von Bahn-km 75,720 bis 81,800 der 

Strecke 6383 Leipzig-Leutzsch – Probstzella sowie von Bahn-km 0,000 bis 6,370 

der Strecke 6269 Abzweig Gera-Debschwitz – Weischlitz. 

 

 

B.1.2 Einleitung des Planfeststellungsverfahrens  
 Die DB Netz AG, I.NVR-SO-A, (Vorhabenträger) hat mit Schreiben vom 09.12.2013,  

Az.T.016066986, eine Entscheidung nach § 18 AEG für das Vorhaben beantragt. 

Der Antrag ist am 10.12.2013 beim Eisenbahn-Bundesamt, Außenstelle Erfurt, ein-

gegangen. 

  

 Mit Schreiben vom 21.08.2014 hat das Eisenbahn-Bundesamt das Thüringer Lan-

desverwaltungsamt als zuständige Anhörungsbehörde um Durchführung des Anhö-

rungsverfahrens gebeten. 

   

 

B.1.3 Anhörungsverfahren    
 Das Anhörungsverfahren im Freistaat Thüringen wurde mit Einleitungsverfügung 

vom 29.09.2014 durch das Thüringer Landesverwaltungsamt eingeleitet.  

 

  

B.1.3.1  Beteiligung von Behörden und sonstigen Trägern öffentlicher Belange 
  
 Das Thüringer Landesverwaltungsamt (Anhörungsbehörde) hat die folgenden Be-

hörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange, deren Aufgabenbereiche durch 

das Planvorhaben berührt werden, um Stellungnahme gebeten: 

 

Lfd. Nr. Bezeichnung 

1. Stadtverwaltung Gera 

2. Verwaltungsgemeinschaft Wünschendorf/Elster 

3. Thüringer Landesverwaltungsamt, Referat 540 Planfeststellungsbehörde 

4. Thüringer Landesverwaltungsamt, Referat 350 Raumordnung 

5. Thüringer Landesverwaltungsamt, Referat 420  

6. Thüringer Landesverwaltungsamt, Referat 430  

7. Thüringer Landesverwaltungsamt, Referat 440 
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Lfd. Nr. Bezeichnung 

8. Thüringer Landesverwaltungsamt, Referat 460 

9. Thüringer Landesverwaltungsamt, Referat 540 Luftverkehr  

10. Thüringer Ministerium für Bau, Landesentwicklung und Verkehr, Ref. 42   

11. Thüringer Ministerium für Landwirtschaft, Forsten, Umwelt und Natur-

schutz 

12. Thüringen Forst, Anstalt des öffentlichen Rechts 

13. Straßenbauamt Ostthüringen 

14. Landesamt für Vermessung und Geoinformation 

15. Thüringer Landesanstalt für Umwelt und Geologie 

16. Thüringer Landesbergamt 

17. Thüringisches Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie, Bau- und 

Kunstdenkmalpflege 

18. Thüringisches Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie, Archäo-

logische Denkmalspflege 

19. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der 

Bundeswehr 

20. Amt für Landwirtschaft und Flurneuordnung Gera 

21. Landwirtschaftsamt Zeulenroda 

22. Landespolizeiinspektion Gera 

23. IHK Ostthüringen Gera 

24. Landesentwicklungsgesellschaft Thüringen mbH 

25. Bundesanstalt für Immobilienaufgaben 

26. Bundesnetzagentur 

27. 50Hertz Transmission GmbH 

28. TEN Thüringer Energienetze GmbH 

29. Thüringer Netkom GmbH 

30. Erdgasversorgungsgesellschaft Thüringen-Sachsen mbH 

31. GASCADE Gastransport GmbH 

32. Mitteldeutsche Netzgesellschaft Strom mbH  

33. GDM com Gesellschaft für Dokumentation und Telekomm. mbH 

34. Deutsche Telekom AG 

35. Kabel Deutschland Vertrieb und Service GmbH + Co. KG 

36. Thüringer Fernwasserversorgung 
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Lfd. Nr. Bezeichnung 

37. Kraftwerke Gera GmbH 

38. Geraer Verkehrsbetrieb GmbH 

39. NVS Nahverkehrsservicegesellschaft Thüringen mbH 

40. OTWA Ostthüringer Wasser- und Abwasser GmbH 

41. Grüne Liga Thüringen e. V. 

42. BUND Thüringen 

43. Schutzgemeinschaft Deutscher Wald, Landesverband Thüringen e. V. 

44. Naturschutzbund Deutschland, Landesverband Thüringen e. V. 

45. Arbeitskreis „Heimische Orchideen“ Thüringen e. V. 

46. Landesjagdverband Thüringen e. V. 

47. Landesanglerverband Thüringen e. V. 

48. Arbeitsgruppe Artenschutz Thüringen 

49. Verband für Angeln und Naturschutz Thüringen e. V. 

50. Kulturbund für Europa e. V., Landesverband Thüringen 

  

 

 Folgende Stellungnahmen enthalten keine Bedenken, Forderungen oder Empfeh-

lungen: 

  

Lfd. Nr. Bezeichnung 

1. Mitteldeutsche Netzgesellschaft Strom mbH (O-Nr. 4, 10.10.2014) 

2. Bundesnetzagentur (O-Nr. 7, 16.10.2014) 

3. Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der 

Bundeswehr (O-Nr. 8, 16.10.2014) 

4. Thüringer Landesverwaltungsamt, Referat 440 (O-Nr. 9, 23.10.2014)  

5. Landesjagdverband Thüringen e. V. (O-Nr. 10, 28.10.2014) 

6. Thüringisches Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie, Bau- und 

Kunstdenkmalpflege (O-Nr. 11, 30.10.2014) 

7. Energieversorgung Gera GmbH (O-Nr. 12, 05.11.2014) 

8. Kulturbund für Europa e. V., Landesverband Thüringen (O-Nr. 13, 

06.11.2014) 

9. Arbeitskreis „Heimische Orchideen“ Thüringen e. V. (O-Nr. 18, 

02.12.2014) 

10. Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (O-Nr. 25, 04.11.2014, 
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Lfd. Nr. Bezeichnung 

20.11.2014) 

11. Schutzgemeinschaft Deutscher Wald, Landesverband Thüringen e. V. 

(O-Nr. 26, 03.12.2014) 

12. Verwaltungsgemeinschaft Wünschendorf/ Elster (O-Nr. 27, 03.12.2014) 

13. Arbeitsgruppe Artenschutz Thüringen e. V. (O-Nr. 29, 17.12.2014) 

14. Amt für Landwirtschaft und Flurneuordnung Gera (O-Nr. 31, 09.12.2014) 

15. Thüringer Fernwasserversorgung (O-Nr. 43, 16.12.2014) 

16. Thüringer Landesbergamt (O-Nr. 47, 23.12.2014) 

 

 

 

Folgende Stellungnahmen enthalten Bedenken, Forderungen, Empfehlungen oder 

Hinweise: 

 

Lfd. Nr. Bezeichnung 

1. GASCADE Gastransport GmbH (O-Nr. 1, 06.10.2014, 16.04.2015) 

2. Thüringer Netkom GmbH (O-Nr. 2, 06.10.2014) 

3. GDMcom GmbH (O-Nr. 3, 07.10.2014, 28.04.2015) 

4. TEN Thüringer Energienetze GmbH ( O-Nr. 5, 14.10.2014) 

5. Thüringer Landesverwaltungsamt, Referat 430 (O-Nr. 6, 14.10.2014) 

6. Thüringisches Landesamt für Denkmalpflege und Archäologie, Fachbe-

reich Archäologische Denkmalpflege (O-Nr. 14, 10.11.2014) 

7. Gera Netz GmbH (O-Nr. 15, 05.11.2014) 

8. Thüringer Landesanstalt für Umwelt und Geologie (O-Nr. 16, 18.11.2014 

9. Straßenbauamt Ostthüringen (O-Nr. 17, 24.11.2014 

10. Blinden- und Sehbehindertenverband Thüringen e. V. (O-Nr. 19, 

01.12.2014 

11. Bildungswerk Bau Hessen-Thüringen e. V. (O-Nr. 20, 01.12.2014) 

12. NEUSTART gGmbH (O-Nr. 23, 26.11.2014) 

13. Landesamt für Vermessung und Geoinformation (O-Nr. 28, 01.12.2014) 

14.  

15. Stadtverwaltung Gera (O-Nr. 33, 09.12.2014, 27.03.2015, 24.06.2015) 

16. Landespolizeidirektion Gera (O-Nr. 34, 05.12.2014) 
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Lfd. Nr. Bezeichnung 

17. Thüringer Ministerium für Infrastruktur und Landwirtschaft, Referat 65, 

(O-Nr. 35, 11.12.2014) 

18. Thüringer Landesverwaltungsamt. Referat 460 (O-Nr. 36, 15.12.2014)  

19. Thüringer Landesverwaltungsamt, Referat 540 (O-Nr. 40, 18.12.2014) 

20. Thüringer Landesanstalt für Umwelt und Geologie (O-Nr. 41, 

18.12.2014) 

21. Thüringer Landesverwaltungsamt, Referat 350 (O-Nr. 42, 16.12.2014) 

22. 50Hertz Transmission GmbH (O-Nr. 44, 16.12.2014) 

23. Thüringer Landesverwaltungsamt, Referat 420 (O-Nr. 45, 22.12.2014) 

24. Thüringer Ministerium für Infrastruktur und Landwirtschaft, Referat 42, 

(O-Nr. 46, 18.12.2014) 

25. Industrie- und Handelskammer Ostthüringen zu Gera (O-Nr. 48,  

22.12.2014) 

26. Deutsche Telekom GmbH (O-Nr. 49, 29.09.2014) 

27.  Zweckverband Mittleres Elstertal (O-Nr. 50, 19.12.2014) 

 
 
B.1.3.2 Öffentliche Planauslegung 
 Die Planunterlagen zu dem Vorhaben haben auf Veranlassung der Anhörungsbe-

hörde in der Stadt Gera vom 27.10.2014 bis 27.11.2014 und in der Verwaltungsge-

meinschaft (VG) Wünschendorf/Elster vom 03.11.2014 bis 02.12.2014 öffentlich zu 

jedermanns Einsicht während der Dienststunden ausgelegen. 

 

 Zeit und Ort der Auslegung wurden in der Stadt Gera durch Veröffentlichung im Ge-

raer Wochenmagazin vom 19.10.2014 und in der Verwaltungsgemeinschaft Wün-

schendorf/Elster durch Veröffentlichung im Amtsblatt der Verwaltungsgemeinschaft 

Wünschendorf/Elster vom 25.10.2014 ortsüblich bekannt gemacht. Ende der Ein-

wendungsfrist war in der Stadt Gera der 11.12.2014 und in der Verwaltungsgemein-

schaft Wünschendorf/Elster der 16.12.2014. 

 

 Nicht ortsansässige Betroffene, deren Person und Aufenthalt bekannt waren, wur-

den von der Stadt Gera über die Auslegung der Planunterlagen informiert. Das An-

schreiben nicht ortsansässiger Betroffener konnte in der VG Wünschendorf/Elster 

mangels Betroffener unterbleiben. 
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 Aufgrund der Auslegung der Planunterlagen sind Einwendungsschreiben von privat 

Betroffenen eingegangen.  

 
 
B.1.3.3 Vereinigungen 

Die Anhörungsbehörde hat die anerkannten Naturschutzvereinigungen sowie sons-

tige Vereinigungen von der Auslegung des Plans durch die ortsübliche Bekanntma-

chung der Auslegung nach § 73 Abs. 5 Satz 1 VwVfG benachrichtigt und ihnen Ge-

legenheit zur Stellungnahme gegeben (§ 73 Abs. 4 Satz 5 VwVfG). Zusätzlich wur-

den die in Thüringen anerkannten Verbände durch Schreiben der Anhörungsbehör-

de vom 08.10.2014 von der Auslegung der Planunterlagen in der Stadt Gera und 

der VG Wünschendorf/Elster informiert.  

 

Folgende Stellungnahmen sind eingegangen: 

Lfd. Nr. Bezeichnung 

1. Landesjagdverband Thüringen e. V. (O-Nr. 10, 28.10.2014) 

2. Kulturbund für Europa e. V., Landesverband Thüringen (O-Nr. 13, 

06.11.2014) 

3. Arbeitskreis „Heimische Orchideen“ Thüringen e. V. (O-Nr. 18, 

02.12.2014) 

4. Schutzgemeinschaft Deutscher Wald, Landesverband Thüringen e. V. 

(O-Nr. 26, 03.11.2014) 

5. Arbeitsgruppe Artenschutz Thüringen e. V. (O-Nr. 29, 08.12.2014, 

17.12.2014)  

 

 
B.1.3.4 Erörterung 
 Das Thüringer Landesverwaltungsamt hat die Einwendungen sowie die Stellung-

nahmen mit den Beteiligten am 05.05.2015 in Gera (Rathaussaal) erörtert. 

 Zeit und Ort des Erörterungstermins wurde den beteiligten Behörden, sonstigen 

Trägern öffentlicher Belange, Verbänden und privat Betroffenen, die Einwendungen 

erhoben und Stellungnahmen im Verfahren abgegeben haben, mit Schreiben der 

Anhörungsbehörde vom 31.03.2015 mitgeteilt. Den Trägern öffentlicher Belange 

und Versorgungsunternehmen wurden die Erwiderungen der Vorhabenträgerin mit 
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der Ladung zum Erörterungstermin übersandt. Der Erörterungstermin wurde in den 

öffentlichen Bekanntmachungen der Stadt Gera im Geraer Wochenmagazin vom 

25.04.2015 und im Amtsblatt der Verwaltungsgemeinschaft Wünschendorf/Elster 

vom 18.04.2015 bekannt gemacht. 

 

 Über die Erörterung hat Thüringer Landesverwaltungsamt eine Niederschrift erstellt. 

 

B.1.3.5 Abschließende Stellungnahme der Anhörungsbehörden 
 Mit Schreiben vom 17.07.2015 hat das Thüringer Landesverwaltungsamt die Lan-

desbehördliche  Stellungnahme gemäß § 73 Abs. 9 VerwVfG der Planfeststellungs-

behörde zugeleitet. Die Anhörungsbehörde hat das Vorhaben befürwortet. 

 

B.1.3.6 Planänderung  
 Auf Anregung der Planfeststellungsbehörde hat die Vorhabenträgerin die Schall-

technische Untersuchung überarbeitet. Anlass ist die Verfügung des Eisenbahn-

Bundesamtes vom 23.07.2014, Az. 23.10-23pv/003-2300#018 zum Urteil des 

BVerwG vom 18.07.2013, Az. 7A 9/12 zur Auslegung des „erheblichen baulichen 

Eingriffs“. Dem Schalltechnischen Gutachten wurden die grundrechtlichen Zumut-

barkeitsschwellen von 70 dB (A) am Tag und 60 dB (A) in der Nacht zu Grunde ge-

legt. 

Im Ergebnis konnte festgestellt werden, dass sich für die am Streckenabschnitt be-

findlichen Anwesen der Anspruch auf passiven Lärmschutz erhöht. Die Anhörungs-

behörde hat daher von einer Auslegung bzw. erneuten Beteiligung der Betroffenen 

abgesehen. 

 
 
B.2 Verfahrensrechtliche Bewertung 
 
B.2.1 Rechtsgrundlage 
 Rechtsgrundlage für die vorliegende planungsrechtliche Entscheidung ist § 18 All-

gemeines Eisenbahngesetz (AEG). 

Betriebsanlagen der Eisenbahn einschließlich der Bahnstromfernleitungen dürfen 

nur gebaut oder geändert werden, wenn der Plan zuvor festgestellt worden ist. Bei 

der Planfeststellung sind die von dem Vorhaben berührten öffentlichen und privaten 

Belange einschließlich der Umweltverträglichkeit im Rahmen der Abwägung zu be-

rücksichtigen. 
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B.2.2 Zuständigkeit 
 Das Eisenbahn-Bundesamt ist für den Erlass einer planungsrechtlichen Entschei-

dung nach § 18 AEG betreffend Betriebsanlagen von Eisenbahnen des Bundes zu-

ständig (§ 3 Abs. 1 Satz 1 Ziffer 1 und Abs. 2 des Gesetzes über die Eisenbahnver-

kehrsverwaltung des Bundes - BEVVG). Das Vorhaben bezieht sich auf Betriebsan-

lagen der Eisenbahninfrastrukturbetreiberin DB Netz AG einschließlich der notwen-

digen Folgemaßnahmen an anderen Anlagen. 

 

 

B.3 Umweltverträglichkeit 
 
B. 3.1 Verfahren zur Prüfung der Umweltverträglichkeit 
 Für das antragsgegenständliche Vorhaben ist nach § 18 Satz 2 AEG in Verbindung 

mit §§ 2, 3 Abs. 1 Satz 1 Gesetz über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 

und der Nummer 14.7 der Anlage 1 zu § 3 UVPG eine Umweltverträglichkeitsprü-

fung erforderlich. 

 

 Nach § 2 Abs. 1 Satz 1 UVPG ist die Umweltverträglichkeitsprüfung ein unselbstän-

diger Teil verwaltungsbehördlicher Verfahren, welche der Entscheidung über die Zu-

lässigkeit von Vorhaben dienen.  

 

Die Umweltverträglichkeitsprüfung umfasst die Ermittlung, Beschreibung und Be-

wertung der unmittelbaren und mittelbaren Auswirkungen eines Vorhabens auf die 

Menschen, einschließlich der Gesundheit, Tiere, Pflanzen und die biologische Viel-

falt, Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft, Kulturgüter und sonstige Sachgüter 

sowie die Wechselwirkungen zwischen den vorgenannten Schutzgütern. 

 

 Die gemäß § 6 Abs. 2 und 3 UVPG erforderlichen Angaben über die Umweltauswir-

kungen sind in Anlage 8 der Planfeststellungsunterlagen enthalten.   

  

 Die Einbeziehung der Öffentlichkeit nach § 9 Abs. 1 UVPG erfolgte im Rahmen des 

Anhörungsverfahrens.  

 

 

B.3.2 Umweltverträglichkeitsprüfung 
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B.3.2.1 Untersuchungsraum 
Auf Grundlage der von der DB Netz AG mit Datum vom 28.06.2012  vorgelegten 

Scoping-Unterlage  wurde nach Anhörung der Träger öffentlicher Belange und der 

anerkannten Naturschutzverbände durch das Eisenbahn-Bundesamt der vorläufige 

Untersuchungsrahmen für die UVS festgelegt (Schreiben vom 11.10.2012 (Az.: 

53120-531ppw/008-2317#030).  

 

Der Untersuchungsraum wurde so abgegrenzt, dass die zu erwartenden Umwelt-

auswirkungen des Vorhabens vollständig erfasst werden. Hierbei ist maßgebend, 

dass das Vorhaben in der Linie vorhandener bahntechnischer Anlagen verbleibt und 

nur vergleichsweise geringe Erweiterungen in überwiegend bahntechnisch gepräg-

tem Gelände erfolgen. Bei der Untersuchung wurden die nachfolgenden Kriterien 

berücksichtigt: 

• die schutzgutabhängige Reichweite der Wirkfaktoren des Projekts, 

• die betroffenen Schutzgüter und Funktionen, 

• die Funktionszusammenhänge der Schutzgüter im Raum auch im Hinblick auf 

spätere Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen, 

• voraussichtliche Maßnahmen oder Vorkehrungen zur Vermeidung von Beein-

trächtigungen, 

• die Reichweite der Wirkungspfade/ Transmissionen, die sich im konkreten Raum 

ergeben, 

• die potentielle Betroffenheit von Schutzgütern, 

• Be- und Entlastungswirkungen. 

 

Für die Erfassung der Schutzgüter wurde der Untersuchungsraum wie folgt abge-

grenzt: 

• Schutzgut Mensch:            500 m (je 250 m zu beiden Seiten der Trasse), 

• Schutzgut Pflanzen/ Tiere:   200 m (je 100 m zu beiden Seiten der Trasse), 

• Schutzgut Boden:   100 m (je 50 m zu beiden Seiten der Trasse), 

• Schutzgut Wasser:  100 m (je 50 m zu beiden Seiten der Trasse). 

 

Für die Schutzgüter Klima/Luft, Landschaftsbild und Erholung sowie Kultur- und 

Sachgüter wurde eine verbal- argumentative Bearbeitung festgelegt. 
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B.3.2.2 Zusammenfassende Darstellung der Umweltauswirkungen nach § 11 UVPG 

 Gemäß den Unterlagen der Vorhabenträgerin, den Stellungnahmen der Behörden, 
den Äußerungen der Öffentlichkeit, den Erkenntnissen aus der Erörterung sowie 
den eigenen Ermittlungen der Planfeststellungsbehörde, sind nachfolgend beschrie-
bene Auswirkungen und Wechselwirkungen des Vorhabens auf die in § 2 UVPG 
genannten einzelnen Schutzgüter zu erwarten: 

 
 Schutzgut Mensch einschließlich menschliche Gesundheit 
 Baubedingte Auswirkungen: 

• Baulärm, Erschütterungen sowie Staubemissionen durch die Bauarbeiten und 
Baustellenverkehr,  

 
Betriebsbedingte Auswirkungen: 
• Abschnittsweises Überschreiten der zulässigen Immissionsgrenzwerte für den 

Nacht- und teilweise auch für den Tagzeitraum 
• Geänderte Nutzung der Strecke 6383 durch den zweigleisigen Ausbau sowie die 

Erweiterung des Haltepunktes Gera-Zwötzen.  
 

Anlagenbedingte Auswirkungen: 
• Verdichtung des Raumes infolge des abschnittsweisen zweigleisigen Ausbaus 

der Strecke 6383, des Bahnsteigneubaus in Gera-Zwötzen sowie die Errichtung 
von Lärmschutzwänden.   

 
 
 Schutzgut Tiere und Pflanzen 
 Baubedingte Auswirkungen: 

• Temporäre Inanspruchnahme von Funktionsflächen (Verkehr, Industrie, Gewer-
be) ohne floristische und faunistische Relevanz 

• Eingriffe in bahnnahen Baum- und Gehölzbestand; Teilverlust von Vegetations-
potential 

• Bauzeitliche Vergrämung von Vögeln im Randbereich der Baufelder 
 

Betriebsbedingte Auswirkungen: 
• Störwirkungen auf die den anlagennahen Bestand als Teillebensraum nutzen-

den Vögel 
Anlagenbedingte Auswirkungen: 
• Weitere Erhöhung der Raumdichte im Teilabschnitt 1, in einem bereits im Istzu-

stand stark verdichteten Raum. 
 
 

 Schutzgut Boden 
 Baubedingte Auswirkungen: 
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• Bodenabtrag und bauzeitliche Lagerung auf bzw. in den Randbereichen infra-
strukturgeprägter Böden der bestehenden Verkehrsanlagen 

• Überbauen/ Versiegeln von Flächen/ Böden außerhalb des vorhandenen Ober-
baus 

 
Betriebsbedingte Auswirkungen: 
• Keine 

 
Anlagenbedingte Auswirkungen: 
• Keine. 
 
 
Schutzgut Wasser 

 Baubedingte Auswirkungen: 
• Punktuelle Gefahr des Schadstoffeintrags an Standorten mit geringer Überde-

ckung der grundwasserführenden Flusskiese 
• Bodenverdichtung mit der Folge der Beeinträchtigung des Niederschlagswas-

sereintrags auf bauzeitlich beanspruchten Flächen. 
 

Betriebsbedingte Auswirkungen: 
• keine 
 
Anlagenbedingte Auswirkungen: 
• Beeinträchtigung des Niederschlagswassereintrags und der Grundwasserneu-

bildungsrate durch streifenartiges Überbauen von Randbereichen vorhandener 
Anlagen. 

 
 

 Schutzgut Klima und Luft 
 Baubedingte Auswirkungen: 

• Temporäre Beeinträchtigungen während des Bauprozesses (v. a. Staubentwick-
lung). 

 
Betriebsbedingte Auswirkungen: 
• Verlagerungseffekte ohne relevante Änderungen gegenüber dem Istzustand 
Anlagenbedingte Auswirkungen: 
• Auswirkungen von Lärmschutzwänden auf den lokalen Kaltluftabfluss. 
 
 

 Schutzgut Landschaftsbild 
 Baubedingte Auswirkungen: 
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• Teilverlust von in den Randbereichen der Verkehrsanlagen punktuell vorhande-
nem Strauchwerk und von Gehölzen. 

• Störwirkungen durch Bautätigkeit 
 

Betriebsbedingte Auswirkungen: 
• Störungen durch verdichteten (abschnittsweise verlagerten) Bahnverkehr 

 
Anlagenbedingte Auswirkungen: 
• Trennwirkungen infolge des Aufbaus von Lärmschutzwänden. 

  
 

Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 
 Baubedingte, betriebsbedingte und anlagenbedingte Auswirkungen sind nicht zu 

erwarten 
  

 
Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 

 Die Schutzgüter des komplexen Gefüges von Natur und Landschaft stehen in viel-

fältigen Beziehungen zueinander (Kombinationswirkungen, Wirkungsketten, ver-

netzte Wirkungsbeziehungen, Belastungsverlagerungen, Mehrfachbelastungen)   

und beeinflussen sich gegenseitig.  

Im Rahmen der UVS wurde ein schutzgutbezogener Ansatz verfolgt. Die Schutzgut-

funktionen und -prozesse  sowie die jeweiligen Wechselwirkungen und funktionalen 

Beziehungen zwischen den Schutzgütern Mensch, Tiere und Pflanzen, Boden, 

Wasser, Klima/ Luft, Landschaftsbild sowie Kultur- und Sachgüter wurden im Zu-

sammenhang mit dem jeweiligen Schutzgut abgearbeitet. Entsprechend wurden die 

schutzgutbestimmenden bzw. wertgebenden Wechselwirkungen zwischen den 

Schutzgütern, wie z. B. die Abhängigkeit der Vegetation von den abiotischen Stand-

ortfaktoren Boden, Wasser, Klima oder die Abhängigkeit der Bodenentwicklung vom 

Grundwasserstand aufgezeigt. Auf ökosystemare Zusammenhänge, wie z. B. wert-

gebende Biotopstrukturen für bestimmte Tierarten oder Klimaschutzfunktionen wird 

im Zusammenhang mit dem jeweiligen Schutzgut hingewiesen.  

Eine genauere Betrachtung der Wechselwirkungen über die Darstellung innerhalb 

der Schutzgüter hinaus, ist daher entbehrlich. 

 
 
B.3.2.3 Bewertung der Umweltauswirkungen nach § 12 UVPG 

Die in § 2 UVPG normierte Bewertung der Auswirkungen des Vorhabens auf die 

Umwelt umfasst gemäß der Verwaltungsvorschrift zur Ausführung des Gesetzes 
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über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPVwV) die Auslegung und die Anwen-

dung der umweltbezogenen Tatbestandsmerkmale der einschlägigen Fachgesetze 

und Rechtsverordnungen auf den entscheidungserheblichen Sachverhalt. Außer 

Betracht bleiben für die Bewertung nichtumweltbezogener Anforderungen der Fach-

gesetze und die Abwägung umweltbezogener Belange mit anderen Belangen (Ziffer 

6.1.1, Satz 2 UVPVwV). Kriterien für die Bewertung sind die Auswirkungen des Vor-

habens auf die in § 2 Abs. 1 Satz 2 UVPG genannten Schutzgüter sowie die Mög-

lichkeit zur Minderung und Ausgleich der Beeinträchtigungen. 

 

Die Qualifizierung der Projektauswirkungen, welche Beeinträchtigungen eines 

Schutzgutes nach sich ziehen, erfolgt mittels Auswertung der Ergebnisse der Be-

standsaufnahme und Bewertung, der Wirkungs- und Konfliktanalyse sowie der Er-

gebnisse der Konfliktanalyse. 

 

 Maßgeblich für die Bewertung der Umweltauswirkungen ist, ob das Vorhaben die 

umweltbezogenen Voraussetzungen der einschlägigen Fachgesetze erfüllt. 

  

 Das Eisenbahn-Bundesamt hat anhand der speziellen Fachgutachten und der An-

regungen aus der Anhörung alle Auswirkungen der vorliegenden Planung auf die 

Umwelt und die daraus resultierenden Folgemaßnahmen zur Umweltvorsorge über-

prüft mit folgenden Einzelergebnissen: 

 

Schutzgut Mensch einschließlich menschliche Gesundheit 
Erhebliche Beeinträchtigungen und somit Konflikte bezüglich der Wohnfunktion, der 

Erholungsfunktion und der Gesundheitsvorsorge sind durch das geplante Vorhaben 

nicht zu erwarten.  

Die Einhaltung der Immissionsgrenzwerte wird durch aktive und passive Schall-

schutzmaßnahmen sichergestellt.   

Bauzeitbedingte Beeinträchtigungen durch Lärm, Erschütterungen sowie Abgas- 

und Staubemissionen sind kurzfristiger Natur und hinzunehmen.  

Mögliche erheblich nachteilige Auswirkungen durch Lärm-, Abgas- und Staubimmis-

sionen des Baubetriebes auf schutzwürdige Nutzungen werden - unter Berücksich-

tigung der siedlungsbedingten und verkehrlichen Vorbelastungen - durch Einsatz 

schadstoffreduzierter und lärmarmer Baufahrzeuge, Beachtung der AVV Baulärm, 

erschütterungsarme Bauweisen sowie den Ausschluss von Staubentwicklungen 
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vermeidbar bzw. ausreichend gemindert. Entsprechende Vorkehrungen  wurden in 

den verfügenden Teil dieses Beschlusses aufgenommen. 

 
Schutzgut Tiere und Pflanzen 

Das Vorhaben führt mit den geplanten Maßnahmen nicht zu Auswirkungen auf be-

sonders und streng geschützte Arten und nicht zur Verletzung von Verbotstatbe-

ständen nach § 44 BNatSchG.  

Mit der Ausgleichsmaßnahme A1 wird der mit dem Vorhaben unvermeidbar verbun-

dene Eingriff vollständig und nah zum Eingriffsort kompensiert. 

 

 Schutzgut Boden 
Auswirkungen auf den Boden ergeben sich durch die bau- und anlagebedingte Be-

anspruchung. Zur Verminderung der Beeinträchtigungen werden bereits während 

der Bauphase Vorsorgemaßnahmen (Festlegung von Lager- und Arbeitsflächen, 

Verwendung und Lagerung wassergefährdender Hilfs- und Betriebsmittel, fachge-

rechte Aufnahme und Entsorgung aller Bauabfälle der temporären Baustellenein-

richtungen, Einsatz von Baumaschinen und -geräten, die den gesetzlichen Vor-

schriften entsprechen) ergriffen. Während des Baus beanspruchte Flächen werden 

wieder aufgelockert. Um die Eingriffe in den Boden möglichst gering zu halten, sollte 

die Bautätigkeit, soweit möglich, nur bei trockener Witterung erfolgen bzw. entspre-

chende Vorsorgemaßnahmen getroffen werden. 

In der Bauphase können durch Nichtbeachten von Sicherheitsvorschriften, z. B. bei 

Wartungsarbeiten oder Defekten an Baumaschinen und -fahrzeugen, Treibstoff, 

Schmier- und Reinigungsmittel oder Farben in den Boden gelangen. Diese grund-

sätzlich nicht auszuschließenden Leckagen bzw. Einträge von Schadstoffen sind i. 

d. R. örtlich eng begrenzt. 

Auf Grundlage entsprechender Nebenbestimmungen hat die Vorhabenträgerin dafür 

Sorge zu tragen, dass umweltschonende Schmierstoffe verwendet werden und die 

Gefahr von Schadstoffeinträgen durch Beachten der einschlägigen Vorschriften re-

duziert wird. 

Das Schutzgut Boden wird durch Versiegelung und Überbauung sowie durch bau-

bedingte Verdichtungen und Abgrabungen beeinflusst.  
Aufgrund der geringen Beeinflussungsintensität entstehen durch das geplante Vor-

haben keine erheblichen Beeinträchtigungen und somit Konfliktschwerpunkte für 

das Schutzgut Boden.   
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 Schutzgut Wasser 
Erhebliche Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser sind durch das geplante Vor-

haben nicht zu erwarten.  Das Vorhaben berührt keine Oberflächengewässer, 

Trinkwasserschutzzonen, keine Heilquellenschutzgebiete und wird nicht innerhalb 

eines festgesetzten Überschwemmungsgebietes realisiert.  

Anhaltende Grundwasserabsenkungen und Grundwasserstauungen sind mit dem 

geplanten Vorhaben nicht verbunden. Von einer Veränderung der Grundwasser-

ströme ist nicht auszugehen. 

 

 Schutzgut Luft und Klima 
Negative Auswirkungen auf die Luftqualität und das Klima sind durch Bau und Be-

trieb der Bahnanlagen nicht zu erwarten.  

Staub- und Schadstoffbelastungen sind in der Bauphase nicht vollständig zu ver-

meiden. Zur Minderung  der Beeinträchtigungen sind jedoch entsprechende Schutz-

vorkehrungen im verfügenden Teil dieses Beschlusses vorgesehen.  

 

Aufgrund der geringen Beeinflussungsintensität sind keine erheblichen negativen 

Beeinträchtigungen des Schutzgutes Luft und Klima zu erwarten.  

 

 Schutzgut Landschaftsbild 
Baubedingte Auswirkungen auf das Schutzgut Natur und Landschaft sind nicht ver-

meidbar. Sie sind jedoch aufgrund ihrer zeitlichen und räumlichen Beschränkung als 

nicht erheblich einzuschätzen. 

Anlagenbedingte Auswirkungen auf das Landschaftsbild sind durch die geplanten 

Schallschutzwände zu erwarten. Hinsichtlich der Beeinträchtigung des Landschafts-

bildes bzw. des Ortsbildes werden diese Auswirkungen jedoch als nicht erheblich 

eingeschätzt. Außerdem ist dem Schutz der Anwohner vor Lärmemissionen  der 

Vorrang einzuräumen.  

 

 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter  
Durch Sorgfalt bei den Erdarbeiten und die gesetzlich vorgeschriebene Meldepflicht 

sind Beeinträchtigungen des Schutzgutes nicht zu erwarten. 

 

Wechselwirkungen zwischen den Schutzgütern 

Es wird darauf verwiesen, dass die Schutzgutfunktionen und -prozesse  sowie die 

jeweiligen Wechselwirkungen und funktionalen Beziehungen zwischen den Schutz-
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gütern Mensch, Tiere und Pflanzen, Boden, Wasser, Klima/ Luft, Landschaftsbild 

sowie Kultur- und Sachgüter bereits im Zusammenhang mit dem jeweiligen Schutz-

gut abgearbeitet wurden (Teil B, Ziffer 3.2.2).   

 
 
B.4 Materiell-rechtliche Würdigung des Vorhabens  
 
B.4.1 Planrechtfertigung 
 Grundlage der Planung ist der Ersatz der Strecke 6269 durch den Ausbau der Stre-

cke 6386 im Bereich der Parallelführung beider Strecken und die Schaffung neuer 

Verknüpfungen der Bahn mit dem Öffentlichen Personennahverkehr (ÖPNV). 

  

Durch eine alternative Streckenführung der Züge von und nach Weischlitz über die 

parallel verlaufende Strecke 6383 Leipzig-Leutzsch – Probstzella kann auf die erfor-

derlichen Investitionsmaßnahmen auf der Strecke 6269 im Abschnitt Gera-

Debschwitz – Wünschendorf/Elster verzichtet werden. 

 

Mit der durch das Vorhaben ermöglichten Stilllegung der Strecke 6269 ca. zwischen 

km 1,0 und ca. km 5,3 reduzieren sich der Anlagenbestand und damit verbundene 

zukünftige Investitionsaufwendungen. 

 

Infolge der Stilllegung entfallen die in diesem Abschnitt bestehenden Verkehrshalte 

Gera Ost und Gera-Liebschwitz. Der Verlust der Erschließung des Umfelds durch 

diese Halte kann kompensiert werden durch 

 

• den zukünftigen Halt der Züge der Relation Gera – Weischlitz an der ÖPNV-

/SPNV-Verknüpfungsstelle Gera-Zwötzen 

• die Erreichbarkeit des Bereichs Gera-Liebschwitz von der ÖPNV-/SPNV-

Verknüpfungsstelle Gera-Zwötzen aus durch bestehende Buslinien 

• die beabsichtigte Einrichtung weiterer Bus- oder Straßenbahnlinien bis und ab 

Gera-Zwötzen durch die Geraer Verkehrsbetriebe 

 

Durch die Führung der Züge von und nach Greiz/Weischlitz über die ÖPNV-

Schnittstelle Gera-Zwötzen ergeben sich bessere Verknüpfungen mit dem ÖPNV 

der Stadt Gera. Dies trägt zur Attraktivität des ÖPNV insgesamt bei. 
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 Die Planung dient der Einsparung öffentlicher Gelder für Betrieb und Instandhaltung 

der bislang parallel geführten Strecken und der Verbesserung der Verknüpfung des 

SPNV mit dem ÖPNV. Sie ist damit „vernünftigerweise geboten“ im Sinne des 

Fachplanungsrechts. 

 
 
B.4.2 Vom Vorhaben berührte Belange 
  
B.4.2.1 Raumordnung und Landesplanung 
 Das Vorhaben befindet sich im Einklang mit den landespolitischen Zielen und 

Grundsätzen der Raumordnung zum bedarfsgerechten Ausbau der Schienenver-

kehrswege. 

 
 Das Thüringer Landesverwaltungsamt, Referat 350, (O-Nr. 42) teilt mit Schreiben 

vom 16.12.2014 mit, dass aus Sicht der oberen Landesplanungsbehörde keine 

grundsätzlichen Bedenken gegen das Vorhaben bestünden. Es müsse jedoch da-

rauf hingewiesen werden, dass mit dem Wegfall der Verkehrshalte Gera-Ost und 

Gera-Liebschwitz Kompensationsmöglichkeiten geschaffen werden müssten, um die 

angestrebte Attraktivitätssteigerung des ÖPNV zu realisieren.  

 Im Bereich des zweigleisigen Streckenausbaus sei mit Lärmschutzansprüchen und 

Erschütterungswirkungen zu rechnen. 

 Weiterhin wird auf den Neubau der Querspange zwischen der B 92 und der L 2321 

verwiesen. 

 

 Die DB Netz AG erwidert hierzu, dass hinsichtlich der Kompensationsmöglichkeiten 

die Verantwortung in erster Linie bei der NVS Thüringen gesehen werde.   

 Die gesetzlich vorgeschriebenen Nachweisführungen bzgl. der Auswirkungen von 

Schall und Erschütterungen sowie die sich daraus ergebenden Schutzmaßnahmen 

seien Bestandteil der Planfeststellungsunterlagen. Die genannten Straßenbaumaß-

nahmen seien bei der Planung berücksichtigt worden. 

 

 Entscheidung der Planfeststellungsbehörde: 
 Die Forderungen und Hinweise wurden bei der Planung des Vorhabens beachtet.    
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B.4.2.2 Immissionsschutz  
 Bei der vorgelegten Planung des Vorhabens wurden die Belange des Immissions-

schutzes insbesondere des Schallschutzes ausreichend berücksichtigt. 

 

B.4.2.2.1 Schallschutz 
 Auf Grund der baulichen Erweiterung der Eisenbahnstrecke 6383 im Abschnitt von 

km 75,7 bis km 76,85 (Aufbau eines zweiten Gleises und Errichtung Stumpfgleis) 

sowie im Abschnitt vom km 79,7 der Strecke 6383 bis km 5,8 der Strecke 6269 

(Rückführung auf die Strecke 6269) liegen Ansprüche auf Schallschutz gemäß 16. 

BImSchV dem Grunde nach vor. Die schalltechnischen Berechnungen haben erge-

ben, dass es an einer Vielzahl von Gebäuden in der Stadt Gera zur Überschreitung 

der gesetzlichen Grenzwerte kommen wird. In der Abwägung der verschiedenen 

Möglichkeiten werden folgende aktive Lärmschutzmaßnahmen realisiert: 

 

Bau von Lärmschutzwänden an der Strecke 6383 (jeweils bahnrechts):  

• km 75,719 – km 75,760 (Höhe 3 m) 

• km 75,760 – km 75,860 (Höhe 4 m) 

• km 75,860 – km 76,000 (Höhe 3 m). 

 

Bau von Lärmschutzwänden an der Strecke 6383 (jeweils bahnlinks):  

• km 76,513 – 76,517 (Höhe 2 – 4m) 

• km 76,517 – km 76,851 (Höhe 4 m) 

• km 76,851 – 76,940 (Höhe 3 m). 

 

Da mit den aktiven Lärmschutzmaßnahmen nicht alle Schutzfälle erledigt werden 

können bzw. in einigen Fällen diese nur mit einem unverhältnismäßig hohem Auf-

wand realisiert werden könnten, sind an einigen Gebäuden passive Lärmschutz-

maßnahmen (Einbau von Schallschutzfenstern und entsprechender Lüfter in den 

schutzbedürftigen Räumen) erforderlich. Diesbezüglich wird auf die Vorkehrungen 

im Abschnitt A.4.8.2 und 4.8.3 dieses Planfeststellungsbeschlusses verwiesen. 

 
Mit der Errichtung des Bypasses wird der Abschnitt der Strecke 6269 zwischen Ge-

ra-Debschwitz und Wünschendorf stillgelegt. Das Verkehrsaufkommen des stillge-

legten Abschnitts wird auf den parallel verlaufenden Abschnitt der  Strecke 6383 

verlagert. Damit erhöht sich das Verkehrsaufkommen  auch im Abschnitt von km 
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76,85 bis km 79,70 der Strecke 6383, in dem keine baulichen Maßnahmen vorge-

sehen sind. Ein gesetzlicher Lärmschutzanspruch nach der Verkehrslärmschutzver-

ordnung (16. BImSchV) besteht nicht gegenüber Schallauswirkungen aus Strecken-

bereichen, in denen kein oder kein erheblicher baulicher Eingriff stattfindet. 

Soweit innerhalb des planfestzustellenden Vorhabens in Streckenabschnitten kein 

erheblicher baulicher Eingriff vorgenommen wird, sich die vermehrte Verkehrszu-

nahme aber auch auf diesen Bereich auswirkt, ist ein damit einhergehender Lärm-

zuwachs im Rahmen der Abwägung zu berücksichtigen, wenn der Lärmzuwachs 

mehr als unerheblich ist und ein eindeutiger Ursachenzusammenhang zur Baumaß-

nahme besteht.  Das trifft für den Abschnitt von km 76,85 bis km 79,70 der Strecke 

6383 zu, so dass die schalltechnische Untersuchung auf diesen Bereich erweitert 

wurde. Als Grundlage für die Abwägung wurde die grundrechtliche Zumutbarkeits-

schwelle von 70 dB(A) am Tag bzw. von  60 dB(A) in der Nacht herangezogen. Die 

Berechnungen ergaben, dass die grundrechtliche Zumutbarkeitsschwelle von 70 

dB(A) am Tag an allen Gebäuden eingehalten wird. Im Nachtzeitraum wird die 

grundrechtliche Zumutbarkeitsschwelle von 60 dB(A) an den im Abschnitt A.4.8.4 

aufgeführten Gebäuden überschritten. Damit haben diese Gebäude (etagen- und 

fassadenabhängig) Anspruch auf passiven Schallschutz dem Grunde nach.   
 

B.4.2.2.2 Schallschutz während der Bauarbeiten 
Die Nebenbestimmungen unter Punkt A.4.8.5 dienen dem Schutz der betroffenen 

Anwohner vor Lärm während der Baudurchführung. Sie sollen sicherstellen, dass 

die in der AVV Baulärm festgesetzten Immissionsrichtwerte für die betroffenen Ge-

biete entsprechend ihrer tatsächlichen Art der baulichen Nutzung während der Tag-

zeit und vor allem während der Nachtzeit eingehalten werden.  

 

Die Vorhabenträgerin hat in ihrer Erwiderung die Einhaltung der Forderungen und 

Hinweise der Oberen Immissionsschutzbehörde (O-Nr. 45, Schreiben vom 

22.12.2014) zugesichert. Danach ist vorgesehen:  

• lärmintensive Arbeiten (z.B. Rammarbeiten) ausschließlich in den Zeitraum 

von Montag bis Freitag zwischen 07:00 Uhr und 20:00 Uhr einzuordnen, 

• eine dreiwöchige Vollsperrung der Strecke für die wesentlichen Gleis- und 

Tiefbauarbeiten einzurichten, 

• die bauausführenden Firmen zu verpflichten, durch geeignete Bauverfahren 

und den Einsatz moderner schallarmer Baumaschinen gemäß der Geräte- und Ma-
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schinenlärmschutzverordnung (32. BImSchV) möglichst niedrige Immissionswerte 

anzustreben und  

• rechtzeitig vor Baubeginn die betroffenen Anwohner über die geplanten Maß-

nahmen, insbesondere über Grund und Dauer lärmintensiver Maßnahmen, zu in-

formieren.  

 

Mit der Zusage der Vorhabenträgerin und den Nebenbestimmungen unter Abschnitt 

A.4.8.5 dieses Beschlusses haben sich die Forderungen der Immissionsschutz-
behörden erledigt.  

 
B.4.2.2.3 Erschütterungsschutz 
 Die Nebenbestimmungen unter Punkt A.4.8.6 und A.4.8.7 dienen dem Schutz der 

Wohngebäude in der Nachbarschaft der Bahnanlagen vor Erschütterungen, die sich 

während der Bauphase und durch den Betrieb Bahnstrecke im Bereich des Bypas-

ses ergeben können.  

 

 Die Vorhabenträgerin hat in ihrer Erwiderung die Einhaltung der Forderungen und 

Hinweise der Oberen Immissionsschutzbehörde zugesichert. 

 

 Mit der Zusage der Vorhabenträgerin und den Nebenbestimmungen unter Abschnitt 

A.4.8.6 sowie A.4.8.7 dieses Beschlusses haben sich die Forderungen der Immissi-

onsschutzbehörden erledigt. 

  

 Die Vorhabenträgerin hat eine elastische Besohlung der Schwellen als Schutzmaß-

nahme im Bereich km 76,40 bis km 76,70 vorgesehen. Die Maßnahme ist zum 

Schutz der Anwohner geboten. Nachmessungen sind 6 Monate nach Inbetriebnah-

me durchzuführen, weil einerseits davon auszugehen ist, dass erst nach einiger Zeit 

der Schotteroberbau seinen Endzustand erreicht, andererseits die Entscheidung 

über evtl. erforderliche weitere Schutzmaßnahmen für die Betroffenen zeitnah ge-

troffen werden soll. 

 
B.4.2.3 Wasserwirtschaft und Gewässerschutz  
 Das Vorhaben ist mit den Belangen der Wasserwirtschaft und des Gewässerschut-

zes vereinbar. Eine Beeinträchtigung von Grundwasser und Oberflächengewässern 

ist durch das geplante Vorhaben nicht zu erwarten. Bei Einhaltung der gesetzlichen 

Vorschriften und Beachtung der Vorkehrungen und Nebenbestimmungen dieser 
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Entscheidung bestehen aus wasserwirtschaftlicher Sicht keine Bedenken gegen das 

Vorhaben.  

  

 1. Die Thüringer Landesanstalt für Umwelt und Geologie, Referat Wasser-
bau  (O-Nr. 41; Stellungnahme vom 18.12.2014) fordert den Rückbau der Brücke 

über die Weiße Elster. Aufgrund der Stilllegung des Teilabschnittes der Strecke 

6269 bestehe ein öffentliches Interesse an dem Rückbau dieser, da durch die Brü-

cke ein Aufstau der Weißen Elster bei Hochwasser zu befürchten sei.  

  

Entscheidung der Planfeststellungsbehörde: 
Die Forderung wird zurückgewiesen. Das genannte Brückenbauwerk ist nicht Ge-

genstand der planfestzustellenden Baumaßnahme und der Rückbau ist auch keine 

notwendige Folgemaßnahme hiervon.  

 

2. Die Untere Wasserbehörde (O-Nr. 33) trägt mit Schreiben vom 27.03.2015 

Forderungen und Hinweise zu den geplanten erlaubnispflichtigen Gewässerbenut-

zungen vor.  Weiterhin wird gefordert: 

• Zur Verbesserung der Abflussverhältnisse der Weißen Elster das nicht mehr be-

nötigte Brückenbauwerk, insbesondere die Brückenpfeiler, im Rahmen des be-

antragten Vorhabens zurückzubauen. Hierfür sei ein Rückbaukonzept zu erar-

beiten und den Wasserbehörden zur Bestätigung vorzulegen. 

• Für den Rohrdurchlass Schafgraben/Reuterbach in Gera-Zwötzen sei auch nach 

Stillegung des Streckenabschnitts Gera-Debschwitz – Gera-Liebschwitz ein ord-

nungsgemäßer Wasserabfluss zu gewährleisten.  

 
Entscheidung der Planfeststellungsbehörde: 
Die Forderungen und Hinweise der Unteren Wasserbehörde  zu den geplanten  

Gewässerbenutzungen wurden bei der Wasserrechtlichen Erlaubnis (vergl. A.3.1) 

berücksichtigt. 

 

Der Vorhabenträgerin wird aufgegeben, die im stillgelegten Streckenabschnitt vor-

handenen Gewässerdurchlässe in einem funktionsfähigen Zustand zu halten (vergl. 

A.4.5.6).  

 

Die Forderung nach Rückbau des Brückenbauwerkes über die Weiße Elster 

(Liebschwitzer Viadukt) wird zurückgewiesen. Das genannte Brückenbauwerk ist 
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nicht Gegenstand der planfestzustellenden Baumaßnahme und der Rückbau ist 

auch keine notwendige Folgemaßnahme hiervon. Über den Rückbau ist in einem 

separaten Verfahren zu entscheiden. 

 

 

B.4.2.4 Naturschutz und Landschaftspflege 
B.4.2.4.1 Das Vorhaben ist mit den Belangen des Naturschutzes und der Landschaftspflege 

vereinbar. Die Nebenbestimmungen unter Punkt A.4.6 dienen einer fachgerechten 

Planung und Ausführung der landschaftspflegerischen Ausgleichs- und Ersatzmaß-

nahmen. 

 

B.4.2.4.2 Nach der Legaldefinition des § 14 Abs. 1 BNatSchG sind Eingriffe in Natur und 

Landschaft Veränderungen der Gestalt oder Nutzung von Grundflächen oder Ver-

änderungen des mit der belebten Bodenschicht in Verbindung stehenden Grund-

wasserspiegels, die die Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes oder des Land-

schaftsbildes erheblich beeinträchtigen können. 

Mit der Ausgleichsmaßnahme A1 wird der mit dem Vorhaben unvermeidbar verbun-

dene Eingriff vollständig und nah zum Eingriffsort kompensiert. Es werden standort-

gerechte Laubgehölze gepflanzt, die perspektivisch den Teilverlust an Teillebens-

raum der Vögel kompensieren. Das Projekt sieht die 3-jährige Pflege der Pflanzung 

mit anschließendem Übergang in die Sukzession vor. 

 

Der LBP wurde mit der zuständigen Fachbehörde der Stadt Gera abgestimmt. 

 

 

B.4.2.5 Abfallwirtschaft, Altlasten und Bodenschutz  
 Das Vorhaben ist mit den Belangen des Bodenschutzes und der Abfallwirtschaft 

vereinbar. Bei sach- und fachgerechter Bauausführung ist nicht mit schädlichen Bo-

denveränderungen im Sinne des § 4 Abs. 1 BBodSchG zu rechnen.  

Durch Vorkehrungen im verfügenden Teil dieses Beschlusses wird eine den ein-

schlägigen Abfallbeseitigungsvorschriften entsprechende Entsorgung der Aushub-

materialien und eventueller Altlasten sichergestellt. 

  

1. Das Thüringer Landesverwaltungsamt, Referat 430 (O-Nr. 6) verweist mit 

Schreiben vom 14.10.2014 auf die gesetzlichen Regelungen zur Vermeidung, Ver-

wertung und Beseitigung von Abfällen. Aus Sicht der Abfallwirtschaft werde davon 
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ausgegangen, dass bei der Errichtung des Bypasses erhebliche Abfallmengen an-

fielen. Es sei im Rahmen des Planfeststellungsverfahrens ein Abfallkonzept zu er-

stellen, aus welchem hervorgehe, welche Ausbaustoffe in welcher Menge anfielen. 

Dazu seien im Vorfeld chemische Analysen durchzuführen. Es sei darzustellen, wo 

die Abfälle entsorgt würden.   

 

Die DB Netz AG erwidert hierzu, dass die Planfeststellungsunterlage in Anlage 11.2 

ein Bodenverwertungs- und Entsorgungskonzept (BoVEK) mit Darstellung der anfal-

lenden Ausbaustoffe, Angabe der Abfallschlüsselnummern und den anfallenden 

Mengen enthalte. Die Entsorgungswege seien ebenfalls dargestellt.  Die Vorhaben-

trägerin gewährleiste, dass die bauausführende Firma beim Umgang mit den aus-

zubauenden Stoffen die einschlägigen Gesetze und Richtlinien einhalte, so dass ei-

ne Gefährdung des Bodens durch das Baugeschehen ausgeschlossen werden kön-

ne.  

  

 Entscheidung der Planfeststellungsbehörde: 
 Die Hinweise sind durch Zusage der Vorhabenträgerin  erledigt. Auf die Nebenbe-

stimmungen zu Abfallwirtschaft, Altlasten und Bodenschutz (A4.7) im verfügenden 

Teil dieses Beschlusses wird verwiesen. 

 
2. Die untere Bodenschutzbehörde  (O-Nr. 33, Schreiben der Stadt Gera vom 

09.12.2014)  verweist auf die gesetzlichen Regelungen zur Vermeidung, Verwertung 

und Beseitigung von Abfällen.  

 
Entscheidung der Planfeststellungsbehörde: 
Die Hinweise sind durch Zusage der Vorhabenträgerin  erledigt. Auf die Nebenbe-

stimmungen zu Abfallwirtschaft, Altlasten und Bodenschutz (A4.7) im verfügenden 

Teil dieses Beschlusses wird verwiesen. 

 
 
B.4.2.6 Denkmalschutz 
 Belange des Denkmalschutzes stehen dem Vorhaben nicht entgegen. Beeinträchti-

gungen etwaiger Bodendenkmale können durch die Nebenbestimmung zum Denk-

malschutz im verfügenden Teil dieses Beschlusses vermieden werden 
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B.4.2.7 Land- und Forstwirtschaft 
 Das geplante Vorhaben ist mit den Belangen der Land- und Forstwirtschaft verein-

bar.  

 
 
B.4.2.8 Luftverkehr 
 Das  geplante Vorhaben ist mit den Belangen des Luftverkehrs vereinbar.   

 
 Das Thüringer Landesverwaltungsamt, Referat 540, (O-Nr. 40) weist mit Schrei-

ben vom 18.12.2014 darauf hin, dass sich der nördliche Abschnitt des geplanten 

Vorhabens im Ausdehnungsbereich des Bauschutzbereiches des Verkehrslande-

platzes Gera-Leumnitz befinde. Es wird um Angabe der Bauhöhen und Wuchshö-

hen der Ausgleichspflanzungen gebeten. 

 

 Die DB Netz AG erwidert hierzu, dass die Bauarbeiten weitgehend im Bestand statt-

fänden. Neu zu errichtende Lärmschutz- und Stützwände würden eine Maximalhöhe 

von 4 m aufweisen. Im Rahmen der landschaftspflegerischen Ausgleichsmaßnah-

men seien Baumpflanzungen (Winterlinde, Feldahorn) vorgesehen. 

 

 Entscheidung der Planfeststellungsbehörde: 
 Unter Berücksichtigung der topografischen Gegebenheiten ist eine höhenmäßige 

Durchdringung des Bauschutzbereiches des Verkehrslandeplatzes Gera-Leumnitz 

durch die geplanten Lärmschutzwände und die Ausgleichsmaßnahme am Halte-

punkt Gera-Zwötzen nicht zu erwarten.  

 
 
B.4.2.9 Öffentliche Ver- und Entsorgungsleitungen 
 Im Rahmen des Anhörungsverfahrens haben die nachfolgenden Versorgungsunter-

nehmen  auf im Baufeld vorhandene Infrastruktur und Versorgungsleitungen hinge-

wiesen: 

• GASCADE Gastransport GmbH, O-Nr. 1 

• Thüringer Netkom GmbH, O-Nr. 2  

• GDMcom mbH, O-Nr. 3 

• TEN Thüringer Energienetze GmbH, O-Nr. 5  

• GeraNetz GmbH, O-Nr. 15 
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• 50Herz Transmission GmbH, O-Nr. 44 

• Deutsche Telekom Technik GmbH, O-Nr. 49 

• Zweckverband Wasser/ Abwasser Mittleres Elstertal, O-Nr. 50 

 

Die Nebenbestimmungen unter Punkt A.4.12 berücksichtigen die Forderungen der 

genannten Leitungsträger hinsichtlich des Schutzes ihrer Anlagen im Baubereich. 

Die Vorhabenträgerin hat in ihren Erwiderungen die Einhaltung der Forderungen der 

betroffenen Leitungsträger zugesichert. 

 
  
B.4.2.10  Straßen, Wege, Zufahrten 
 Das Vorhaben ist mit den Belangen des Verkehrs und der Verkehrsinfrastruktur ver-

einbar.  

 Mit der Nebenbestimmung unter Punkt A.4.4 wird die Vorhabenträgerin vorsorglich 

darauf hingewiesen, dass für Baumaßnahmen, die sich auf den Straßenverkehr 

auswirken, ein besonderes Genehmigungserfordernis besteht, welches durch die 

vorliegende Planfeststellung unberührt bleibt. 

  

1. Das Straßenbauamt Ostthüringen (O-Nr. 17) erklärt mit Schreiben vom 

24.11.2014, dass keine Einwände gegen die geplante Baumaßnahme der DB Netz 

AG bestünden. Durch den Bau des Bypasses würden eine im Bau befindliche und 

eine mittelfristig geplante Straßenbaumaßnahme berührt:   

Neubau der L 1082n Querspange bei Gera-Liebschwitz 

Für diese Baumaßnahme wurde mit Az. 540.10-3811-23/09 am 04.05.2012 durch 

das Thüringer Landesverwaltungsamt der Plan festgestellt. Durch die nachstehend 

zurzeit im Bau befindlichen Straßen, Wege und Anlagen würden Anlagen der Bahn 

berührt bzw. gequert: 

• Straßenüberführung der L 1082n über die DB-Strecken 6383 (Strecken-km     

79,701) und 6269 (Strecken-km 5,515) und die Weiße Elster 

•  bahnparalleler dreistreifiger Neubau der B 92 entlang der Strecke 6383 von Stre-

cken-km 79,3 bis Strecken-km 80,1 

•  Zuwegung entlang der DB-Strecke 6383 zum Absetzbecken zwischen den DB-

Strecken 6383 und 6269. 

In Vorbereitung der Baumaßnahme sei die Lage der Zuwegung zum Absetzbecken 

mit dem Planungsbüro für die Bypass-Planung dahingehend abgestimmt worden, 
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dass die Gleislage des künftigen Bypasses keine Eingriffe in die Zuwegung verursa-

chen werde. Die Höhe der Brücke sei so festgelegt, dass das erforderliche 

Lichtraumprofil unter der Brücke für nicht elektrifizierte Eisenbahnstrecken eingehal-

ten werde. 

 

Geplanter dreistreifiger Ausbau der B 92 Gera-Röppisch - Gera-Lusan 

Der geplante dreistreifige Ausbau der B 92 zwischen Gera-Röppisch und Gera-

Lusan werde die DB-Strecke 6383 wie folgt berühren: 

•  bahnparalleler Ausbau der B 92 zwischen Strecken-km 79,3 (bisheriges Bauende 

des Neubaus der B 92) und Strecken-km 77,7 

•  Überbauung der westlichen Zuwegung zum Eisenbahnüberführungsbauwerk bei 

Strecken-km 79,23 mit einem Damm 

•  Errichtung eines bahnparallelen Straßenüberführungsbauwerkes der B 92 über 

die Stadtstraße „Am Bach" in Verlängerung der Eisenbahnüberführung bei Stre-

cken-km 79,09 

•  ersatzlose Einziehung einer dann nicht mehr nutzbaren Zufahrt, die zu einer vor-

handen Eisenbahnüberführung bei Strecken-km 78,05 führt 

•  Unterquerung der DB-Strecke 6383 mit einem Radweg unter der vorhanden Ei-

senbahnüberführung bei Strecken-km 77,62 

Die Vorplanung zum Ausbau der B 92 zwischen Gera-Röppisch und Gera-Lusan 

solle im Jahr 2015 begonnen werden. 

 

 Hinweise: 

1. Der Wirtschaftsweg „Unter der Bahn" solle laut Baustelleneinrichtungsplan als 

Zuwegung zur Baustelle genutzt werden. Der asphaltierte Wirtschaftsweg „Unter der 

Bahn", der ausschließlich der Anbindung der anliegenden Grundstücke und des 

Regenklärbeckens diene, sei nur für eine gelegentliche Befahrung mit LKW (Müll-

fahrzeug, Lieferfahrzeuge, Wartungsfahrzeuge für das Absetzbecken usw.) bemes-

sen. Der Weg „Unter der Bahn" gehe nach Verkehrsfreigabe zwischen Zoitzstraße 

und Wendehammer in die Baulast der Stadt Gera über. Bei einer Befahrung durch 

Baustellenverkehr sei nicht auszuschließen, dass es zu einem Versagen des Stra-

ßenoberbaus komme. Der Vorhabenträger sei deshalb zu beauflagen, den gebun-

denen Oberbau im Fall des Versagens der Konstruktion nach Fertigstellung der 

Gleisbauarbeiten wieder zu erneuern. Hierzu sei ein Beweissicherungsverfahren 

durchzuführen. 

 
Seite 47 von 72 

 



Planfeststellungsbeschluss für das Vorhaben „Einrichtung Abzweigstelle (Bypass) zwischen Gera und Weida / 
Wünschendorf“, Strecke (6383) Leipzig-Leutzsch – Probstzella, km 75,200 – 81,800, Strecke (6269) Abzweig 
Gera-Debschwitz – Weischlitz, km 0,000 – 6,370 Az.: 531ppw/009-2317#036  vom 29.01.2016 - VMS-Nr: 
3309846 - 

2. Der nicht öffentliche unbefestigte Weg vom Wirtschaftsweg „Unter der Bahn" 

bis zum Regenklärbecken, der sich in der Baulast der Bundesrepublik Deutschland 

befindet, solle ebenfalls als Zuwegung zur Baustelle genutzt werden. Der Weg sei 

nach Fertigstellung der Gleisbauarbeiten wieder zu erneuern. Der Beginn der Nut-

zung des Weges und die Wiederherstellung des Weges seien dem Straßenbauamt 

Ostthüringen schriftlich anzuzeigen. 

3. Die geplante südliche Zufahrt zur Baustelle solle von der B 92 aus erfolgen. 

Die Baustellenzufahrt binde in einem Bereich der B 92 hinter einer Bahnbrücke an, 

wo die Sicht und das Lichtraumprofil für den Begegnungsfall sehr eingeschränkt sei. 

Entsprechend den unter Beteiligung der DB Netz AG und des Planungsbüros ISB 

mbH Dresden getroffenen Vorabstimmungen vom 22.10.2013 sei die Einfahrt in die 

Baustelle von der B 92 auf Grund der nicht ausreichenden Sichtverhältnisse im Be-

reich der Unterführung nur aus Richtung Weida möglich. Die Ausfahrt von Baufahr-

zeugen aus der Baustelle in die B 92 könne sowohl in Richtung Gera als auch in 

Richtung Weida erfolgen. Dafür sei im Bereich der Anbindung für die Bauzeit auf 

Veranlassung der DB Netz AG eine Bedarfsampel zu errichten. Rechtzeitig vor 

Baubeginn seien dem Straßenbauamt für den ordnungsgemäßen Ausbau der 

Baustellenanbindung prüfungsfähige Unterlagen zur Genehmigung vorzulegen so-

wie zur Bedarfsampelanlage und der Beschilderung die verkehrsrechtliche Anord-

nung bei der Verkehrsbehörde des LRA Greiz zu beantragen. 

4. Aus der Baumaßnahme sollen zusätzlich 40,21 l/s Wasser in die vorhandene 

Vorflutleitung des Regenklärbeckens der B 92 in die Weiße Elster eingeleitet wer-

den. Die Rohrleitung DN 700 könne die zusätzliche Einleitmenge ohne Überlastung 

aufnehmen. Von der zusätzlichen Einleitung werde die wasserrechtliche Erlaubnis 

für die Einleitstelle 1 entsprechend Pkt. 3 des Planfeststellungsbeschlusses 

Az.540.10-3811-23/09 am 04.05.2012 (siehe Seite 10) berührt. Die Änderung sei 

durch den Veranlasser zu beantragen. 

5. Der Neubau des Gleises zwischen den DB-Strecken 6383 und 6269 befinde 

sich in einem geologischen Übergangsbereich zwischen einer Geländeterrasse, auf 

welchem das Gleis der DB-Strecke 6383 aufliege und der Elsteraue, auf welcher der 

vorhandene Damm der DB-Strecke 6269 gegründet sei. Insbesondere der Über-

gangsbereich zwischen Terrasse und Elsteraue sollte hinsichtlich der zu erwarten-

den unterschiedlichen Setzungen auf der Terrasse und dem neu zu bauenden 

Damm geologisch eingehend untersucht werden. Diese Setzungen könnten sich 

ohne zusätzliche bautechnische Maßnahmen auch über einen langen Zeitraum er-

strecken. In tieferen Bereichen stünden zu Subrosion (Hohlraumbildung) neigende 
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Schichten des oberen und mittleren Werraanhydrits an. Im Rahmen der Erkun-

dungsarbeiten für die Straßenbrücke der L 1082n über die DB-Strecken 6383 und 

6269 sei der Baugrund bis zu Tiefen von über 50 m erkundet worden. Bei Bedarf 

könnten diese Untersuchungsergebnisse zur Verfügung gestellt werden. 

6. In dem Übergangsbereich von der Terrasse zur Elsteraue auf Höhe Strecken-

km 79,725 der DB-Strecke 6383 sei bei den Bauarbeiten für die L 1082n eine „wil-

de" Müllkippe angetroffen worden, die wahrscheinlich mit der Nutzung des im Jahr 

2006 abgerissenen Bahnhofsgebäudes Gera-Röppisch im Zusammenhang stehe. 

Durch den Vorhabenträger Deutsche Bahn sollten für die Entsorgung des im künfti-

gen Bereich des Bahndammes noch liegenden Mülls entsprechende Aufwendungen 

vorgesehen werden. 

7. Für die Planung des Bypasses sei die Lage und Höhe der neuen Straßenbrü-

cke der L 1082n zu beachten. Die Lage und Höhe des geplanten neuen Gleises der 

DB-Strecke 6269 unter der Straßenbrücke der L 1082n sei überprüft worden. Es 

werde davon ausgegangen, dass das Lichtraumprofil des neuen Gleises der DB-

Strecke 6269 unter der Brücke eingehalten werde. Der Überbau der Brücke sei im 

Bereich des Bypasses inzwischen weitgehend fertiggestellt. Es werde empfohlen, 

Höhe und Lage der Unterkante des Brückenüberbaus im Bereich der Querung des 

künftigen Gleises aufzumessen. 

8. Die Pfeiler 4 bis 7 der Straßenüberführung der L 1082n über die DB Strecken 

6383 und 6269, der Brückenüberbau in diesem Bereich und die Vorflutleitung zur 

Weißen Elster seien aufgrund ihrer Lage mitten in einem Feld zwischen der Weißen 

Elster und der DB-Strecke 6269 im Wartungsfall nur sehr schwer erreichbar. Der 

Abschnitt der alten DB-Strecke 6269 zwischen Gera-Süd und der Einschleifung des 

Bypasses in die Bestandsstrecke 6269 werde durch den Bau des Bypasses ent-

behrlich. Die Straßenbauverwaltung beabsichtige, nach Stilllegung des betreffenden 

Streckenabschnitts der DB-Strecke 6269 nördlich der Straßenüberführung der L 

1082n einen Teil des Bahndammes für eine Wartungszufahrt abzutragen. Dadurch 

werde es möglich, von dem nicht öffentlichen Weg zum Regenrückhaltebecken im 

Wartungsfall zu den Pfeilern 4 bis 7 der Straßenüberführung der L 1082n zu gelan-

gen. Dem Vorhabenträger DB Netz AG sollte auferlegt werden, den stillgelegten und 

entbehrlichen Abschnitt der DB Strecke 6269 entsprechend § 23 AEG von Bahnbe-

triebszwecken freizustellen, da kein Verkehrsbedürfnis mehr bestehe und langfristig 

keine Nutzung der Infrastruktur im Rahmen der Zweckbestimmung zu erwarten sei. 

 

Die DB Netz AG erwidert hierzu: 
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Zu 1.)  

Die Vorhabenträgerin werde dafür Sorge tragen, dass die bauausführende Firma ei-

ne Beweissicherung durchführt, um ggf. durch die Befahrung durch Baufahrzeuge 

entstehende Schäden feststellen zu können und vom Verursacher beseitigen zu 

lassen. Die bauausführende Firma werde vor Beginn der Bauausführung ihrer Er-

kundungspflicht nachkommen und die erforderlichen Schachtscheine einholen. 

 

Zu 2.) 

Für diesen Wegabschnitt werde ebenfalls eine Beweissicherung durchgeführt. Der 

Beginn der Nutzung des Weges und bei Erfordernis die Wiederherstellung des We-

ges würden dem Straßenbauamt Ostthüringen schriftlich angezeigt. 

 
Zu 3.) 

Die Vorhabenträgerin werde dafür Sorge tragen, dass die Einfahrt in die Baustelle 

von der B 92 auf Grund der nicht ausreichenden Sichtverhältnisse im Bereich der 

Unterführung nur aus Richtung Weida erfolgt. Ausfahrten von Baufahrzeugen aus 

der Baustelle in die B 92 können sowohl in Richtung Gera als auch in Richtung 

Weida erfolgen. Dafür werde im Bereich der Anbindung für die Bauzeit eine Be-

darfsampel eingerichtet. 

 

Zu 4.)  

Die im Zuge des Bauvorhabens entstehende Änderung der Einleitmenge sei in der 

Planfeststellungsunterlage dargestellt. Die Genehmigung werde im Rahmen des 

Planfeststellungsverfahrens erfolgen. 

 

Zu 5.) 

Im Zuge der Entwurfsplanung seien umfassende Baugrunduntersuchungen vorge-

nommen worden. Die Ergebnisse seien in die Planung eingeflossen. Eine Zusam-

menfassung zu den Baugrundverhältnissen und zur Hydrologie sei im Erläuterungs-

bericht der Planfeststellungsunterlage (Punkt 2.2.4) enthalten. 

Nach Aussage des Baugrundgutachters wird das Risiko für eine Beeinträchtigung 

der Strecke für gering gehalten, da der Lasteneintrag nicht punktuell, sondern flä-

chig erfolge. Gegenmaßnahmen gegen mögliche Störungen durch Senkungen seien 

nicht planbar, da mögliche Auslöser von Senkungen in großer Tiefe liegen können. 

Die kompletten geotechnischen Berichte seien der Planfeststellungsunterlage in An-

lage 11 beigefügt. Sollte im Zuge der Ausführungsplanung Bedarf bestehen, werde 
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die Vorhabenträgerin die Möglichkeit nutzen, die vorhandenen Untersuchungser-

gebnisse aus den Erkundungsarbeiten für die Straßenbrücke anzufordern. 

 

Zu 6.) 

Der Sachverhalt werde durch die Vorhabenträgerin geprüft und die Entsorgung des 

im künftigen Bereich des Bahndammes noch liegenden Mülls im Zuge der Baufeld-

freimachung veranlasst. 

 

Zu 7.) 

Die Lage und Höhe der neuen Straßenbrücke der L 1082n seien bei der Planung 

berücksichtigt worden. Die Abmessungen seien für die Errichtung des geplanten 

neuen Gleises ausreichend. 

 

Zu 8.) 

Der Sachverhalt werde zur Kenntnis genommen. Es werde eine Prüfung erfolgen, 

ob und unter welchen Voraussetzungen der betreffende Abschnitt der DB-Strecke 

6269 nördlich der Straßenüberführung der L 1082n nach der Stilllegung teilweise für 

eine Wartungszufahrt bereitgestellt werden könne. 

 

Das Straßenbauamt Ostthüringen erklärt mit Schreiben vom 13.04.2015, dass die 

Vorhabenträgerin den Hinweisen aus der Stellungnahme vom 24.11.2014 weitge-

hend gefolgt sei.  

 

Entscheidung der Planfeststellungsbehörde: 
Die Forderungen und Hinweise sind durch Zusage der Vorhabenträgerin und die im 

Rahmen dieses Planfeststellungsbeschlusses erteilte Wasserrechtliche Erlaubnis 

erledigt. Im Übrigen wird auf die Nebenbestimmungen zu Straßen, Wegen und Zu-

fahrten im verfügenden Teil dieses Beschlusses verwiesen. 

 

 

2. Die Landespolizeiinspektion Gera (O-Nr. 34) regt mit Schreiben vom 

05.12.2014 an, nach Stilllegung der Gleistrasse die Brücke über die Salzstraße zu-

rückzubauen. Damit wäre die Zufahrt nach Gera-Zwötzen ohne Höhenbeschrän-

kung möglich.  
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Die DB Netz AG erwidert hierzu, dass die Maßnahme nicht Bestandteil des Vorha-

bens sei. Über die Freistellung der Eisenbahnstrecke von Bahnbetriebszwecken sei 

ein gesondertes Verfahren nach § 23 AEG durchzuführen. Ein Zusammenhang mit 

dem beantragten Planrecht bestehe diesbezüglich nicht.   

 

 Entscheidung der Planfeststellungsbehörde: 
 Die Forderung wird zurückgewiesen. Das genannte Brückenbauwerk ist nicht Ge-

genstand der planfestzustellenden Baumaßnahme und der Rückbau keine notwen-

dige Folgemaßnahme. 

 

 

B.4.2.11 Eisenbahninfrastruktur  
  

Das Thüringer Ministerium für Infrastruktur und Landwirtschaft (O-Nr. 46) for-

dert mit Schreiben vom 18.12.2014 den Bahnsteig in Gera-Zwötzen mit Wetter-

schutz, Sitzgelegenheit und Fahrgastinformationssystem auszustatten. Die Bahn-

steignutzlänge sei abzustimmen. Aus Sicht des Aufgabenträgers seien mind. 90 m 

Bahnsteignutzlänge ausreichend. Außerdem wird auf eine fehlende Kastenrinne im 

Lageplan 4.4 verwiesen. 

 

 Die DB Netz AG erwidert hierzu, dass die Planung der Bahnsteiganlagen und deren 

Ausstattung gemäß der Richtlinie 813.02 der DB Station&Service AG und für eine 

Station der Bahnhofskategorie 6/7 erfolgt sei. Darüber hinaus gehende Anforderun-

gen seien außerhalb des Vorhabens zwischen Aufgabenträger (NVS Thüringen) 

und DB Station&Service zu vereinbaren. 

 Die Kastenrinne sei im Lageplan 4.1, Blatt 4 und im Lageplan 4.4 dargestellt.  

 

 Im Erörterungstermin wurden die Forderungen des Thüringer Ministeriums für 
Infrastruktur und Landwirtschaft nach Wetterschutz mit Sitzgelegenheit und 

Fahrgastinformation durch den Vertreter der Nahverkehrsservicegesellschaft 
Thüringen (NVS) nochmals bekräftigt und begründet. Die Vorhabenträgerin sagte 

daraufhin zu, die Forderungen bei entsprechender Bestellung durch die NVS Thü-

ringen zu realisieren. 

 

 Entscheidung der Planfeststellungsbehörde: 
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 Den Forderungen des  Thüringer Ministeriums für Infrastruktur und Landwirtschaft, 

den neu zu errichtenden Bahnsteig in Gera-Zwötzen mit Wetterschutz, Sitzgelegen-

heit und Fahrgastinformationssystem auszustatten, wird durch die Nebenbestim-

mung unter A.4.11 entsprochen.  

Durch den Verlust der Verkehrshalte Gera Ost und Gera-Liebschwitz und den Aus-

bau des Haltepunktes Gera-Zwötzen zu einer ÖPNV-/SPNV-Verknüpfungsstelle, ist 

mit einem erhöhten Reisendenaufkommen in Gera-Zwötzen zu rechnen.  Die Erwei-

terung des vorhandenen Bahnsteigs um ca. 90 m führt zu einer Gesamtbahnsteig-

länge von 250 m. Aufgrund der räumlichen Distanz ist der Wetterschutz am vorhan-

denen Bahnsteig nicht ausreichend, um auch den Reisenden im Bereich des neuen 

Bahnsteigs Schutz vor Witterungseinflüssen zu bieten. Da am neuen Bahnsteig 

auch nicht das komplette Zugprogramm verkehrt, ist es außerdem erforderlich, die 

Reisenden mittels Fahrgastinformationssystem über den Betriebsablauf separat zu 

informieren.  

  

 

B.4.2.12 Kampfmittel 
 Für die Erkundigung, wo sich im Plangebiet Kampfmittelverdachtsflächen befinden 

und welche Vorkehrungen ergriffen werden, ist die Vorhabenträgerin selbst verant-

wortlich. Es wird auf die für einen bereits erkundeten Streckenabschnitt empfohle-

nen Maßnahmen (Erläuterungsbericht, Punkt 2.2.6) hingewiesen. Die Nebenbe-

stimmungen zu Kampfmittelfunden unter Punkt A.4.11 haben vorbeugenden Cha-

rakter. 

 
 
 
B.4.2.13 Sonstige öffentliche Belange    
  

1. Der Blinden- und Sehbehindertenverband Thüringen e.V. (O-Nr. 19, Stel-

lungnahme vom 01.12.2014) fordert den Haltepunkt Gera-Zwötzen mit Blindenleit-

system, Wetterschutz und Lautsprecheranlage auszurüsten.  

 

Entscheidung der Planfeststellungsbehörde: 
Der Vorhabenträgerin wird im Abschnitt A.4.11 dieses Beschlusses aufgegeben, 

den neu zu errichtenden Bahnsteig in Gera-Zwötzen mit Wetterschutz, Sitzgelegen-

heit und einem Fahrgastinformationssystem auszustatten.  
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 Die Zusage der Vorhabenträgerin im Erörterungstermin, den neu zu errichtenden 

Bahnsteig mit einem Blindenleitsystem auszurüsten und zur Erhöhung des Kon-

trastwertes einen anthrazitfarbenen Bahnsteigbelag vorzusehen, wurde als Neben-

bestimmung in den verfügenden Teil dieses Beschlusses aufgenommen.  

 

 

2. Die Stadt Gera (O-Nr. 33, Stellungnahme vom 09.12.2014, 27.03.2015,  

24.06.2015) macht neben den Belangen der Unteren Bodenschutz-, Abfall-, Immis-

sionsschutz- und Wasserbehörde, die im verfügenden Teil dieses Beschlusses be-

rücksichtigt wurden, noch die nachfolgenden verkehrlichen und städtebaulichen Be-

lange geltend: 

 

1. Im Zusammenhang mit den geplanten Infrastrukturmaßnahmen rege die Stadt 

Gera an, die Höchstgeschwindigkeit der Strecke 6383 Gera-Debschwitz - Saalfeld 

im Abschnitt Gera-Debschwitz - Weida von 100 km/h auf 120 km/h anzuheben. 

  

2.  Aufgrund der Länge des neu zu errichtenden Bahnsteigs in Gera-Zwötzen 

werde seitens der Stadt Gera angeregt, auf diesem Bahnsteig einen zusätzlichen 

Fahrgastunterstand/Witterungsschutz zu errichten. Bei einer geplanten Nutzlänge 

des neuen Bahnsteigs von 110 m sei der bestehende Fahrgastunterstand mitunter 

bis zu 200 m von der Einstiegsstelle der Züge entfernt. Zudem sei einzuschätzen, 

dass der bestehende Fahrgastunterstand schon heute nicht ausreichend dimensio-

niert sei, um bei ungünstiger Witterung allen Reisenden hinreichend Platz zu bieten. 

 

3.  Die verfügbaren Pkw-Stellplätze direkt am Bahnhof Gera-Zwötzen seien nicht 

ausreichend. Zur Vermeidung dieses absehbaren Missstands sowie zur Verhinde-

rung einer Inanspruchnahme von Abstellmöglichkeiten im angrenzenden Straßen-

nebennetz, rege die Stadt Gera an, dass die DB Station&Service AG als zuständige 

Infrastrukturbetreiberin zusätzliche Abstellmöglichkeiten für Pkw und Fahrräder 

schaffe.  

 

4. Der Einleitpunkt E6 befinde sich im Bereich der Straßenbahnwendeschleife 

am Bahnhof Zwötzen. Die Zuständigkeit für diese Fläche liege bei der Geraer Ver-

kehrsbetrieb (GVB) GmbH.  
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5.  In den vorliegenden Planunterlagen würden keine Aussagen zur Überwa-

chungsart der Bahnübergangssicherungsanlagen getroffen; die Wahl der Überwa-

chungsart besitze jedoch einen maßgebenden Einfluss auf die Sperrzeit der Bahn-

übergänge. Zu berücksichtigen sei hierbei, dass sich der Verkehrshalt Gera-

Zwötzen inmitten der Einschaltstrecken beider Bahnübergänge befinde. In Anbe-

tracht dessen, dass der Bahnübergang in der Langen Straße (Strecke 6383, km 

76,4) auch durch den Stadtbusverkehr befahren werde und der Bahnübergang in 

der Pfarrstraße (Strecke 6383, km 76,9) den besonders wartezeitempfindlichen Ver-

kehrsträgern „Fußgängerverkehr" und „Fahrradverkehr" vorbehalten sei, solle bei 

beiden Bahnübergängen eine weitgehende Minimierung der Sperrzeiten angestrebt 

werden. Für beide Bahnübergänge im Zuge der Strecke 6383 - in der Langen Stra-

ße (km 76,4) und in der Pfarrstraße (km 76,9) - sollte daher die Überwachungsart 

FÜ (Fernüberwachung) zur Anwendung kommen. 

 

6.  Durch den Überbau der höhenfreien Querungen zwischen der Strecke 6269 

Gera-Debschwitz - Weischlitz und der Straße der Völkerfreundschaft, der Salzstra-

ße und der Zoitzstraße, verbunden mit entsprechenden Einschränkungen der Fahr-

zeughöhe für schwere Nutzfahrzeuge, werde die Erreichbarkeit des Stadtteils Zwöt-

zen – insbesondere des Gewerbestandortes Salzstraße - erheblich erschwert. Da-

her werde ein Rückbau der Brückenüberbauten über die drei genannten Straßen 

durch den Infrastrukturbetreiber, die DB Netz AG, zeitnah nach der Stilllegung des 

genannten Streckenabschnitts gefordert. Im Rahmen des Planfeststellungsverfah-

rens sei auch über eine Freistellung des stillzulegenden Abschnitts der Strecke 

6269 zwischen Gera-Debschwitz und der neu zu errichtenden Abzweigstelle bei Ge-

ra-Röppisch von Betriebszwecken gemäß § 23 (1) AEG zu entscheiden. 

 

7.  Die Stadt Gera könne einer Nutzung des Wirtschaftsweges „Unter der Bahn", 

als Baustellenzufahrt nur unter der Maßgabe zustimmen, dass der Oberbau vor der 

Nutzung als Baustraße entsprechend verstärkt oder im Anschluss an die Inan-

spruchnahme als Baustellenzufahrt wiederhergestellt werde. Der heutige Oberbau 

sei nur für eine sporadische Nutzung durch schwere Nutzfahrzeuge ausgelegt, so 

dass nicht ausgeschlossen werden könne, dass dieser im Falle einer verstärkten 

Nutzung durch Baufahrzeuge versage. 

  

8.  Durch die Kabel Deutschland Vertrieb & Service GmbH seien im Jahr 2014 

umfangreiche Kabelverlegungen, u.a. im Stadtteil Zwötzen, realisiert worden. Die 
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neuen Querungen des Bahnkörpers der Strecke 6386 Gera-Debschwitz - Saalfeld 

(zwischen km 75,6 und 75,7 sowie zwischen km 76,9 und 77,0) seien in Abstim-

mung mit Kabel Deutschland zu berücksichtigen. 

 

9.  Aus Sicht der Stadt Gera stelle der eingleisige Streckenabschnitt zwischen 

Gera-Zwötzen und der neu zu errichtenden Abzweigstelle bei Gera-Röppisch den 

„Flaschenhals" der künftigen Eisenbahninfrastruktur dar. Daher sollte sichergestellt 

werden, dass hinsichtlich der Verfügbarkeit von Flächen bzw. Ingenieurbauwerken 

sowie im Rahmen der Bauausführung künftige Bestrebungen für einen perspektivi-

schen, zweigleisigen Ausbau auch im Abschnitt Gera-Zwötzen - Abzw. Gera-

Röppisch nicht über Gebühr erschwert würden. 

 

 Die DB Netz AG erwidert hierzu: 

 Zu 1.)  

Die Strecke 6383 sei in den zurück liegenden Jahren zwischen Gera und Weida für 

eine Höchstgeschwindigkeit von 100 km/h ausgebaut worden. Im Zuge des Vorha-

bens Abzweigstelle (Bypass) zwischen Gera und Weida / Wünschendorf werde kei-

ne Erhöhung der Streckengeschwindigkeit auf 120 km/h erfolgen. Eine Abstimmung 

mit der NVS Thüringen hinsichtlich einer möglichen Erhöhung der Streckenge-

schwindigkeit auf 120 km/h werde außerhalb dieses Verfahrens erfolgen. Eine Um-

setzung hänge u.a. davon ab, ob die Geschwindigkeitserhöhung im Hinblick auf die 

Gestaltung des Fahrplans einen positiven Effekt erziele. 

 

 Zu 2.) 

 Gemäß geltender Richtlinien sei ein Wartehaus ausreichend und die damit verbun-

denen Wege für die Reisenden seien zumutbar. Darüber hinaus gehende Anforde-

rungen seien außerhalb dieses Vorhabens zwischen Aufgabenträger (NVS Thürin-

gen) und DB Station&Service zu vereinbaren und zu realisieren. 

 

 Zu 3.) 

 Eine zusätzliche Schaffung ausreichender Parkmöglichkeiten für Pkw bzw. Fahrrä-

der sei nicht Bestandteil dieses Vorhabens. Die Schaffung von zusätzlichen P+R- 

bzw. B+R Flächen sei Aufgabe der kommunalen Verwaltung, 

 

 Zu 4.) 

 Die Vorhabenträgerin gehe davon aus, dass die erforderliche Einleitgenehmigung 
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im Zuge des Planfeststellungsverfahrens erwirkt werden könne. 

 

 Zu 5.) 

 Die Überwachungsart einer automatischen BÜSA ergebe sich zwangsläufig aus der 

Lage des BÜ im Streckennetz und sei dahingehend nicht frei wählbar. Da die BÜ km 

76,4 im Zuge der Langen Straße und der BÜ 76,9 im Zuge der Pfarrstraße unter 

Deckung von Hauptsignalen des zukünftigen Bahnhofs Gera-Zwötzen liegen, erfol-

ge die Einschaltung durch die Stellwerkssteuerung und die Überwachung in der 

Signalfahrtstellung. Die Optimierung der Einschaltzeiten werde mit Anrückmeldern 

vorgenommen. Die Sperrzeit des BÜ 76,4 liege beim geplanten Betriebsprogramm 

bei ca. 150 s, beim BÜ km 76,9 bei ca. 120s.  

Im Übrigen werde darauf verwiesen, dass die DB Netz AG beabsichtige, auf eine 

Kostenbeteiligung der Stadt Gera an der Änderung der BÜ zu verzichten und die 

Stadt an der Planung beteiligt gewesen sei und der EP zugestimmt habe. 

 

 Zu 6.) 

 Diese Maßnahme sei nicht Bestandteil dieses Vorhabens. Über die Freistellung der 

Eisenbahnstrecke von Eisenbahnbetriebszwecken (AEG §23) sei, sofern die Stadt 

die Flächen erwerben und anderweitig (Radweg) nutzen möchte, ein gesondertes 

Verfahren durchzuführen. Ein Zusammenhang mit dem beantragten Planrecht be-

stehe diesbezüglich nicht. 

 

 Zu 7.) 

 Die Vorhabenträgerin wird dafür Sorge tragen, dass die bauausführende Firma eine 

Beweissicherung durchführt, um ggf. durch die Befahrung durch Baufahrzeuge ent-

stehende Schäden feststellen zu können und vom Verursacher beseitigen zu las-

sen. 

 

 Zu 8.) 

 Der Hinweis zur erfolgten Neuverlegung von Leitungen durch Kabel Deutschland 

wird zur Kenntnis genommen und im Zuge der weiteren Planung bzw. der Bauaus-

führung berücksichtigt. 

 

Zu9.) 

Der Hinweis wurde zur Kenntnis genommen. 
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Entscheidung der Planfeststellungsbehörde: 
Zu 1.) 

Die Forderung wird zurückgewiesen. Es wird auf die Erwiderung der Vorhabenträge-

rin verwiesen. 

 

Zu 2.) 

Der Vorhabenträgerin wird Im Abschnitt A.4.11 dieses Beschlusses aufgegeben, 

den neu zu errichtenden Bahnsteig in Gera-Zwötzen mit Wetterschutz, Sitzgelegen-

heit und einem Fahrgastinformationssystem auszustatten und die Details der Bahn-

steigausstattung mit dem Aufgabenträger des SPNV in Thüringen abzustimmen. 

 

Zu 3.) 

Die Forderung wird mit der Begründung der Vorhabenträgerin zurückgewiesen. 

 

Zu 4.) 

Der Vorhabenträgerin wird im verfügenden Teil dieses Beschlusses aufgegeben, die 

Einleitgenehmigung des Schachteigentümers einzuholen und der Unteren Wasser-

behörde sowie Planfeststellungsbehörde nachzuweisen. Sollte der Nachweis nicht 

erbracht werden können, ist eine Umplanung der Einleitung E6 erforderlich. 

 

Zu 5.) 

Die Forderung wird mit der Begründung der Vorhabenträgerin zurückgewiesen. 

 

Zu 6.) 

Die Einwendung wird zurückgewiesen. Es handelt sich bei der Freistellung von 

Bahnbetriebszwecken und dem geforderten Rückbau nicht um eine Folgemaßnah-

me der geplanten Baumaßnahme. Die Vorhabenträgerin hat die Forderungen zu-

rückgewiesen und sieht momentan keinen Grund einen derartigen Antrag zu stellen. 

 

Es steht der Stadt Gera frei, den Antrag auf Freistellung von Bahnbetriebszwecken 

beim Eisenbahn  Bundesamt  selbst zu stellen (§ 23 Absatz 1 AEG). Selbst wenn 

die Anlagen von Bahnbetriebszwecken freigestellt wären, ergibt sich aber eine Ver-

pflichtung zum Rückbau der vorhandenen Anlagen weder aus dem Gesetz, noch in-

folge der hiesigen Baumaßnahme oder der Stilllegung. 

 

 Zu 7.) 
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 Die Forderung ist durch Zusage der Vorhabenträgerin erledigt. Im Übrigen wird auf 

die Nebenbestimmungen im Abschnitt A.4.4 dieses Beschlusses verweisen. 

 

 Zu 8.) 

 Die im Baufeld vorhandenen Kabel und Leitungen wurden bei der Planung des Vor-

habens berücksichtigt. Im Übrigen wird auf die Nebenbestimmungen im Abschnitt 

A.4.12 dieses Beschlusses verweisen.  

 

 

3. Die Thüringer Landesanstalt für Umwelt und Geologie (O-Nr. 16) informiert 

mit Schreiben vom 18.11.2014 ausführlich über den geologischen Aufbau des Bau-

grundes. Zusammenfassend ergebe sich aus dem geologischen Aufbau des Unter-

grundes hinsichtlich Subrosion im nördlichen und südlichen Trassenabschnitt ein  

geringes bis mittleres Gefährdungspotential; im mittleren Abschnitt keinerlei Gefähr-

dung für mögliche Baustandorte. Im nördlichen und südlichen Abschnitt der Tras-

senführung sei eine planerische sowie konstruktive Anpassung der Bauwerke an ei-

ne mögliche Gefährdung durch Subrosion sinnvoll. Dazu wird die Durchführung qua-

lifizierter Baugrunduntersuchungen im Vorfeld der Baumaßnahmen empfohlen. Be-

sonderes Augenmerk sei auf das Vorhandensein möglicher Erdfallstrukturen zu rich-

ten.  Gründungen und Bauwerke seien derart auszuführen, dass punktuelle Einbrü-

che oder Senkungen des Untergrundes überbrückt bzw. ohne Verlust der Ge-

brauchstauglichkeit ausgeglichen werden können.  

Erdaufschlüsse (Erkundungs- und Baugrundbohrungen, Grundwassermessstellen, 

geophysikalische Messungen) sowie größere Baugruben seien der Landesanstalt 

rechtzeitig anzuzeigen, damit eine geologische und bodengeologische Aufnahme 

zur Erweiterung des Kenntnisstandes über das Gebiet erfolgen könne. Ebenso wer-

de um die Übergabe der Schichtenverzeichnisse einschließlich der Erkundungsda-

ten und der Lagepläne durch die Bohrfirmen oder beauftragte Ingenieurbüros an 

das Geologische Landesarchiv des Freistaates Thüringen gebeten.    

 
 Die DB Netz AG erwidert hierzu, dass die Hinweise der Landesanstalt bei der weite-

ren Planung und Ausführung des Vorhabens beachtet würden. Es seien umfassen-

de, qualifizierte Baugrunduntersuchungen durchgeführt worden (siehe Anlage 11.1 

der Planfeststellungsunterlage). Die Ergebnisse seien in die Planung eingeflossen. 

Nach Aussage des Baugrundgutachters werde das Risiko für eine Beeinträchtigung 

der Strecke für gering gehalten, da der Lasteneintrag nicht punktuell, sondern flä-
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chig erfolge. Die Vorhabenträgerin werde dafür Sorge tragen, dass die geforderten 

Unterlagen an das geologische Landesarchiv des Freistaates Thüringen übermittelt 

werden.  

 

 Entscheidung der Planfeststellungsbehörde: 
 Die Forderungen und Hinweise der Thüringer Landesanstalt für Umwelt und Geolo-

gie sind durch Zusage der Vorhabenträgerin erledigt.  

 
 

4. Die Landesanstalt für Vermessung und Geoinformation (O-Nr. 28) infor-

miert mit Schreiben vom 01.12.2014, dass sich im Bearbeitungsgebiet amtliche 

Festpunkte (TP und/ oder NivP) der geodätischen Grundlagennetze Thüringens be-

fänden. Diese seien entsprechend § 25 Abs. 2 ThürVermGeoG besonders zu schüt-

zen. Im Umkreis von zwei Metern um die betreffenden Festpunkte dürften keine 

baulichen Veränderungen vorgenommen werden, um die Standsicherheit der Fest-

punkte nicht zu gefährden. Sollte dieser Forderung nicht entsprochen werden kön-

nen, sei das Dezernat 30 Geodätische Grundlagen des Landesamtes zwei Monate 

vor Beginn der Bauarbeiten schriftlich über die Punktgefährdung zu informieren.  

 

Die DB Netz AG erwidert hierzu, dass die bauausführende Firma im Rahmen des 

Vergabeverfahrens entsprechend verpflichtet werde.  

 
 Entscheidung der Planfeststellungsbehörde: 
 Die Forderung ist durch Zusage der Vorhabenträgerin erledigt. Im Übrigen wird auf 

die Nebenbestimmung unter A.4.14. im verfügenden Teil dieses Beschlusses ver-

wiesen.  

 
 
 
 
B.4.2.14 Sonstige private Belange  
  

1. Das Bildungswerk BAU Hessen Thüringen (O-Nr. 20, Einwendung vom 

01.12.2014) fordert Lärmschutz für das Ausbildungsobjekt – Lange Straße 52.  
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Weiter fordert der Einwender, das Vorsignal des Bahnübergangs in der Langen 

Straße um ca. 100 m gegenüber dem gegenwärtigen Standort zu versetzen, um die 

Emissionen im Bereich des Gebäudes zu reduzieren.  

Die Stadt Gera und die Landespolizeiinspektion Gera haben die Anfrage erörtert. 

Mit Schreiben vom 24.06.2015 wurde der Anhörungsbehörde mitgeteilt, dass ein 

dermaßen weit vorgezogenes Vorsignal verkehrstechnisch nicht realisierbar sei. Es 

wird aber angeregt, künftig die Schaltung des Vorsignals gegenüber dem gegenwär-

tigen Zustand zu verändern.   

 

Die DB Netz AG erwidert hierzu, dass im Rahmen der Entwurfsplanung schalltech-

nische und erschütterungstechnische Untersuchungen durchgeführt worden seien. 

Die Ergebnisse seien in die Planung eingeflossen. Da die Immissionsgrenzwerte 

trotz vorgesehener Schallschutzwand überschritten werden, bestehe für das Ge-

bäude Lange Straße 52 dem Grunde nach Anspruch auf passiven Schallschutz. 

Welche Maßnahme im Einzelnen erforderlich sei, werde durch Ortsbegehung und 

anschließende Berechnung ermittelt. 

 
Entscheidung der Planfeststellungsbehörde: 
Die Einwendung hat sich durch die Zusage der Vorhabenträgerin, im Bereich der 

Lange Straße eine Lärmschutzwand zu errichten und das Gebäude Lange Straße 

52 mit passivem Schallschutz auszustatten, erledigt. Ein Vollschutz ist aufgrund der 

Lage des Gebäudes direkt gegenüber des Bahnübergangs nur durch passiven 

Schallschutz zu erreichen. 

Für das Gebäude Lange Straße 52 wurde gemäß Abschnitt A.4.8.2 und A.4.8.3 die-

ses Beschlusses der Anspruch auf passiven Schallschutz dem Grunde nach festge-

stellt. Die Realisierung erfolgt auf der Grundlage der 24. BImSchV in einem Folge-

verfahren. Der geplante Lärmschutz entspricht den gesetzlichen Vorgaben.  

 

Die Forderung, das Vorsignal des Bahnübergangs zu versetzen, wird zurückgewie-

sen. Das Versetzen des Vorsignals auf der Straße ist keine notwendige Folgemaß-

nahme der Baumaßnahme und nicht Aufgabe der Vorhabenträgerin. 

 

2. Die Einwenderin mit der O-Nr. 21 (Einwendung vom 21.11.2014 und Schrei-

ben vom 11.03.2015) fordert zum Schutz ihres Cafés die Verlängerung der geplan-

ten Lärmschutzwand um ca. 30 Meter.  
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Im Erörterungstermin trug die Einwenderin ergänzend vor, die Erschütterungen an 

ihrem Gebäude hätten extrem zugenommen. 

 

Die DB Netz AG erwidert hierzu, dass im Rahmen der Entwurfsplanung schalltech-

nische und erschütterungstechnische Untersuchungen auf Grundlage der gesetzli-

chen Vorschriften durchgeführt worden seien. Die Ergebnisse der Berechnungen 

seien in die Planung eingeflossen. Das Grundstück Pfarrstraße 20 sei separat un-

tersucht worden. Im Ergebnis bestehe für das Gebäude dem Grunde nach Anspruch 

auf passive Schallschutzmaßnahmen. Welche Maßnahmen im Einzelnen erforder-

lich seien (z.B. Austausch von Fenstern, Einbau von Schalldämmlüftern) werde 

durch Ortsbegehung und anschließende Berechnung ermittelt.  

 

Entscheidung der Planfeststellungsbehörde: 
Das Gebäude Pfarrstraße 20 liegt außerhalb des Bereichs des erheblichen bauli-

chen Eingriffs, da in diesem Streckenabschnitt nicht in die Substanz des Schienen-

weges eingegriffen wird. Ein Anspruch auf Schallschutz  gemäß 16. BImSchV be-

steht daher nicht. Entsprechend endet auch die geplante Schallschutzwand, die den 

Bereich des erheblichen baulichen Eingriffs abdeckt, nördlich des Anwesens der 

Einwenderin. Die Forderung nach Verlängerung der Schallschutzwand wird zurück-

gewiesen.  

Soweit, wie im vorliegenden Fall, innerhalb eines planfestzustellenden Vorhabens in 

Streckenabschnitten kein erheblicher Eingriff vorgenommen wird, sich die Verkehrs-

zunahme aber auch auf diesen Bereich auswirken wird, ist der Lärmzuwachs im 

Rahmen der Abwägung zu berücksichtigen. Als Grundlage für die Abwägung wurde 

die grundrechtliche Zumutbarkeitsschwelle von 70 dB(A) am Tag bzw. 60 dB(A) in 

der Nacht herangezogen. Im Ergebnis der erweiterten Schalltechnischen Untersu-

chung, die von der Planfeststellungsbehörde angeregt wurde, besteht für das Ge-

bäude der Einwenderin (etagen- und fassadenabhängig) Anspruch auf passiven 

Schallschutz dem Grunde nach (siehe hierzu Abschnitt A.4.8.4):  

  

Pfarrstraße 20 EG, 1. OG, 2. OG (West-Seite) 

Pfarrstraße 20 EG, 1. OG, 2. OG (Nord-Seite) 

 

Welche passiven Maßnahmen im Einzelnen erforderlich sind (z. B. Austausch von 

Fenstern, Einbau von Schalldämmlüftern), wird im Anschluss an das Planfeststel-

lungsverfahren ermittelt. 
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Im Rahmen der Erschütterungstechnischen Untersuchung, die ebenfalls Bestandteil 

der Planfeststellungsunterlagen ist, wurde für das Gebäude Pfarrstraße 20 eine ge-

ringfügige Überschreitung der Anhaltswerte nach DIN 4150-2 berechnet.  Im Ab-

schnitt A.4.8.6 dieses Beschlusses wurde die Vorhabenträgerin deshalb verpflichtet, 

nach Abschluss der Baumaßnahme eine Kontrollmessung an dem Gebäude Pfarr-

straße 20 durchzuführen. Auf der Basis der Messergebnisse ist dann über eventuell 

erforderliche bauliche Maßnahmen am Gebäude oder eine finanzielle Entschädi-

gung für eventuelle Verkehrswertminderungen zu entscheiden.  

Weitergehende Forderungen werden zurückgewiesen. Dem Vortrag der Existenz-

bedrohung kann nicht gefolgt werden. Die Einwenderin hat sich bewusst dafür ent-

schieden, in unmittelbarer Nähe der Bahnstrecke ein Café mit Biergarten zu betrei-

ben. Dass in unmittelbarer Nähe von Bahnanlagen mit Verkehrslärm und Erschütte-

rungen gerechnet werden muss, ist bekannt. Diese Umgebungssituation wird durch 

die geplante Baumaßnahme nicht verändert. 

Für den Bauzeitraum wurden in den Abschnitten A.4.8.5 und A.4.8.7  Schutzmaß-

nahmen als Nebenbestimmungen festgelegt. 

   

3. Die Einwender mit der O-Nr. 22 (Niederschrift vom 24.11.2014) fordern auf-

grund der Zunahme des Zugverkehrs für ihr Anwesen Am Bach 14 in 07549 Gera 

aktiven Lärmschutz. 

 
Die DB Netz AG erwidert hierzu, dass im Rahmen der Entwurfsplanung schalltech-

nische und erschütterungstechnische Untersuchungen auf Grundlage der gesetzli-

chen Vorschriften durchgeführt worden seien. Die Ergebnisse der Berechnungen 

seien in die Planung eingeflossen. Das Grundstück Am Bach 14 sei separat unter-

sucht worden. Im Ergebnis bestehe für das Gebäude dem Grunde nach Anspruch 

auf passive Schallschutzmaßnahmen. Welche Maßnahmen im Einzelnen erforder-

lich seien (z.B. Austausch von Fenstern, Einbau von Schalldämmlüftern) werde 

durch Ortsbegehung und anschließende Berechnung ermittelt. 

 
Entscheidung der Planfeststellungsbehörde: 
Das Gebäude Am Bach 14 liegt außerhalb des Bereichs des erheblichen baulichen 

Eingriffs, da in diesem Streckenabschnitt nicht in die Substanz des Schienenweges 

eingegriffen wird. Ein Anspruch auf Schallschutz  gemäß 16. BImSchV besteht da-

her nicht. Die Forderung nach aktivem Schallschutz wird zurückgewiesen.  
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Soweit, wie im vorliegenden Fall, innerhalb eines planfestzustellenden Vorhabens in 

Streckenabschnitten kein erheblicher Eingriff vorgenommen wird, sich die Verkehrs-

zunahme aber auch auf diesen Bereich auswirken wird, ist der Lärmzuwachs im 

Rahmen der Abwägung zu berücksichtigen. Als Grundlage für die Abwägung wurde 

die grundrechtliche Zumutbarkeitsschwelle von 70 dB(A) am Tag bzw. 60 dB(A) in 

der Nacht herangezogen. Im Ergebnis der erweiterten Schalltechnischen Untersu-

chung, die von der Planfeststellungsbehörde angeregt wurde, besteht für das Ge-

bäude der Einwender (etagen- und fassadenabhängig) Anspruch auf passiven 

Schallschutz dem Grunde nach (siehe hierzu Abschnitt A.4.8.4):  

 

Am Bach 14 1. OG (West-Seite) 

  

Welche passiven Maßnahmen im Einzelnen erforderlich sind (z. B. Austausch von 

Fenstern, Einbau von Schalldämmlüftern), wird im Anschluss an das Planfeststel-

lungsverfahren ermittelt. 

 

Die Nebenbestimmungen in den Abschnitten A.4.8.5 und A.4.8.7  dieses Beschlus-

ses dienen dem Schutz der Anwohner vor Beeinträchtigungen durch Baulärm und 

bauzeitbedingten Erschütterungen.  

 

4. Das  Sozialtherapeutische Zentrum – NEUSTART gGmbH (O-Nr. 23, Ein-

wendung vom 26.11.2014) befürchtet aufgrund des Ausbaus des Bahnhofes hohe 

Lärmbelastungen für die Menschen, die während der Therapie im Zentrum leben. 

Des Weiteren soll der tägliche therapeutische Ablauf nicht gestört werden. Hierzu 

bedarf es einer ständigen Erreichbarkeit des Therapiezentrums Aalichtstraße 3a 

und 4 b (fußläufig, Pkw). 

 

Die DB Netz AG erwidert hierzu, dass im Rahmen der Entwurfsplanung schalltech-

nische und erschütterungstechnische Untersuchungen auf Grundlage der gesetzli-

chen Vorschriften durchgeführt worden seien. Die Ergebnisse der Berechnungen 

seien in die Planung eingeflossen. Die Grundstücke Aalichtstraße 3a und 4b seien 

separat untersucht worden. Im Ergebnis bestehe dem Grunde nach Anspruch auf 

passive Schallschutzmaßnahmen. Welche Maßnahmen im Einzelnen erforderlich 

seien (z.B. Austausch von Fenstern, Einbau von Schalldämmlüftern) werde durch 

Ortsbegehung und anschließende Berechnung ermittelt. 
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Die Bautechnologie werde so ausgerichtet, dass der Zugang zu den Gebäuden 

Aalichtstraße 3a und 4b durchgängig gewährleistet werde. 

 
Entscheidung der Planfeststellungsbehörde: 
Nach der Schalltechnischen Untersuchung werden beim Gebäude Aalichtstraße 3a 

die Immissionsgrenzwerte der 16. BImSchV für Mischgebiete in der Nacht über-

schritten. Für  das  Gebäude  besteht daher (etagen- und fassadenabhängig) An-

spruch auf passiven Schallschutz dem Grunde nach.  

Im Gebäudekomplex Aalichtstraße 4b/ 4a wird von der Neustart gGmbH ein sozial-

therapeutisches Zentrum für abhängigkeitskranke Menschen in ambulanten und sta-

tionären Wohnformen betrieben. Für diesen Gebäudekomplex sind daher nicht die 

Immissionsgrenzwerte für Mischgebiete, sondern die strengeren Grenzwerte für 

Krankenhäuser, Schulen, Kurheime und Altenheime  von 57 dB(A) am Tag und 47 

dB(A) in der Nacht anzuwenden. Es besteht somit ebenfalls (etagen- und fassaden-

abhängig) Anspruch auf passiven Schallschutz dem Grunde nach  (siehe hierzu Ab-

schnitt A.4.8.2). 

 

Aalichtstraße 3a EG, 1.OG (Ost-Seite) 

Aalichtstraße 4a 1. OG, 2. OG (Ost-Seite) 

Aalichtstraße 4b EG (Ost-Seite) 

 

Welche passiven Maßnahmen im Einzelnen erforderlich sind (z. B. Austausch von 

Fenstern, Einbau von Schalldämmlüftern), wird im Anschluss an das Planfeststel-

lungsverfahren ermittelt. 

 

Die Zufahrt zum Gelände des Sozialtherapeutischen Zentrums während der Bauzeit 

wird von der Vorhabenträgerin zugesagt. Unabhängig davon wurde eine entspre-

chende Vorkehrung in den verfügenden Teil dieses Beschlusses aufgenommen. 

 

Soweit die Einwendung dahin geht, dass Parkplätze geschaffen werden müssten, 

wird diese zurückgewiesen. Für die Schaffung der P-und R-Parkplätze ist nicht die 

Vorhabenträgerin, sondern die Stadt Gera zuständig.   

 

5. Die Einwenderin mit der O-Nr. 51 (Schreiben vom 16.02.2014 an die DB 

Netz AG Leipzig als  Vertreterin der Unisono UG in der Langen Straße 54a fordert 
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die Errichtung einer Lärmschutzwand beginnend am Bahnübergang Lasurstraße 

linksseitig (Richtung Südbahnhof) parallel zur Zwötzener Straße. 

 
Entscheidung der Planfeststellungsbehörde: 
Die Einwendung wird zurückgewiesen. Die Auslegung der Planunterlagen und somit 

die Beteiligung der Öffentlichkeit in der Stadt Gera erfolgte im Zeitraum vom 

27.10.2014 bis zum 27.11.2014. Einwendungsfristende war der 11.12.2014. 

Die Einwenderin hat sich am offiziellen Verfahren nicht beteiligt. Das Einwendungs-

schreiben wurde der Anhörungsbehörde erst im Erörterungstermin (05.05.2015) 

übergeben. Die Einwendung ist daher verspätet bzw. präkludiert. 

Im Übrigen entspricht der geplante passive Lärmschutz den gesetzlichen Anforde-

rungen. Der Bau einer Lärmschutzwand ist in diesem Bereich nicht vorgesehen. Die 

Immissionsgrenzwerte für den Tag von 64 d(B)A werden eingehalten bzw. stark un-

terschritten.  

Für die Einhaltung der Nachtgrenzwerte am Gebäude Lange Straße 54a ist (etagen- 

und fassadenabhängig) passiver Lärmschutz vorgesehen (siehe hierzu Abschnitt 

A.4.8.2): 

 

Lange Straße 54a EG (Ost-Seite)  

 

Welche passiven Maßnahmen im Einzelnen erforderlich sind (z. B. Austausch von 

Fenstern, Einbau von Schalldämmlüftern), wird im Anschluss an das Planfeststel-

lungsverfahren ermittelt.   

 

6. Herr Heiko Baumann als Mitglied des Fahrgastbeirates Ostthüringen der 
NVS Nahverkehrsgesellschaft Thüringen mbH, (O-Nr. 24, Niederschrift vom 

27.11.2014) fordert, dass der neu zu bauende Bahnsteig im Bahnhof Gera-Zwötzen 

einen fußläufigen Zugang vom Bahnübergang  Lange Straße erhalten soll. 

 
Entscheidung der Planfeststellungsbehörde: 
Die Forderung hat sich erledigt. Der Einwender hat im Erörterungstermin, nach Er-

läuterung der geplanten Baumaßnahme durch die Vorhabenträgerin, seine Forde-

rung zurückgezogen (Wortprotokoll des Erörterungstermins am 05.05.2015, Seite 

69).  
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7. Die Einwenderin mit der O-Nr. 32 (Einwendung vom 09.12.2014) ist Eigen-

tümerin des Wohngebäudes Ruckdeschelstraße 4. Aufgrund der unmittelbaren Nä-

he zur Bahnanlage befürchtet sie eine Beeinträchtigung der Wohnqualität und dar-

aus folgend eine Wertminderung ihres Eigentums durch schlechtere Vermietbarkeit 

der 6 Wohneinheiten. 

 

Die DB Netz AG erwidert hierzu, dass im Rahmen der Entwurfsplanung schalltech-

nische und erschütterungstechnische Untersuchungen auf Grundlage der gesetzli-

chen Vorschriften durchgeführt worden seien. Die Ergebnisse der Berechnungen 

seien in die Planung eingeflossen. Dabei seien die prognostisch zu erwartenden 

Verkehrsmengen und die Streckenhöchstgeschwindigkeit von 100 km/h berücksich-

tigt worden. Das Gebäude Ruckdeschelstraße 4 liege außerhalb des Bereichs des 

erheblichen baulichen Eingriffs, der bei Strecken-km 76,85 am Ende des 

Stumpfgleises ende. Im Ergebnis der Schalltechnischen Untersuchung sei für das 

betroffene Gebäude ein Anspruch auf passive Schallschutzmaßnahmen ermittelt 

worden.  Welche Maßnahmen im Einzelnen erforderlich seien (z.B. Austausch von 

Fenstern, Einbau von Schalldämmlüftern) werde durch Ortsbegehung und anschlie-

ßende Berechnung ermittelt. 

 
Entscheidung der Planfeststellungsbehörde: 
Das Gebäude Ruckdeschelstraße 4 liegt außerhalb des Bereichs des erheblichen 

baulichen Eingriffs, da in diesem Streckenabschnitt nicht in die Substanz des Schie-

nenweges eingegriffen wird. Ein Anspruch auf Schallschutz  gemäß 16. BImSchV 

besteht daher nicht.  

Soweit, wie im vorliegenden Fall, innerhalb eines planfestzustellenden Vorhabens in 

Streckenabschnitten kein erheblicher Eingriff vorgenommen wird, sich die Verkehrs-

zunahme aber auch auf diesen Bereich auswirken wird, ist der Lärmzuwachs im 

Rahmen der Abwägung zu berücksichtigen. Als Grundlage für die Abwägung wurde 

die grundrechtliche Zumutbarkeitsschwelle von 70 dB(A) am Tag bzw. 60 dB(A) in 

der Nacht herangezogen. Im Ergebnis der erweiterten Schalltechnischen Untersu-

chung, die von der Planfeststellungsbehörde angeregt wurde, besteht für das Ge-

bäude der Einwenderin (etagen- und fassadenabhängig) Anspruch auf passiven 

Schallschutz dem Grunde nach (siehe hierzu Abschnitt A.4.8.4):  

 

Ruckdeschelstraße 4 2. OG, 3. OG (SO-Seite) 
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Welche passiven Maßnahmen im Einzelnen erforderlich sind (z. B. Austausch von 

Fenstern, Einbau von Schalldämmlüftern), wird im Anschluss an das Planfeststel-

lungsverfahren ermittelt. In Abwägung der Kosten für aktiven Schallschutz ist der 

vorgesehene passive Schallschutz verhältnismäßig und nicht zu beanstanden. 

Weitergehende Forderungen werden zurückgewiesen. Dem Vortrag der Einwende-

rin, dass die Änderung des Verkehrsaufkommens zu einer Beeinträchtigung der 

Wohnqualität, Mietminderung  oder schlechterer Vermietbarkeit führe, kann nicht 

gefolgt werden, da durch die zugesagten passiven Schallschutzmaßnahmen am 

Gebäude sichergestellt wird, dass die grundrechtliche Zumutbarkeitsschwelle von 

70 dB(A) am Tag bzw. 60 dB(A) in der Nacht eingehalten wird. Im Übrigen hat sich 

die Umgebungssituation des Gebäudes der Einwenderin nicht verändert. Einwirkun-

gen von Bahnanlagen, die den gesetzlichen Rahmen einhalten, sind hinzunehmen 

und begründen keine weitergehenden Schutz- oder Ersatzansprüche. 

Nach der Erschütterungstechnischen Untersuchung sind für das Gebäude Ruck-

deschelstraße 4 keine Erschütterungswirkungen oberhalb der Anhaltswerte nach 

DIN 4150-2 zu erwarten. 

Die Nebenbestimmungen in den Abschnitten A.4.8.5 und A.4.8.7  dieses Beschlus-

ses dienen dem Schutz der Anwohner vor Beeinträchtigungen durch Baulärm und 

bauzeitbedingten Erschütterungen. 

 

8. Der Gartenverein Zwötzener Brücke e.V. (O-Nr. 37; Einwendung vom 

08.12.2014) befürchte, dass aufgrund der erhöhten geplanten Zugaufkommen und 

der damit verbundenen Lärmbelästigungen der Erholungswert der Anlage sinken 

wird. Für den Bereich der Gartenanlage werden Schallschutzmaßnahmen gefordert. 

 
Entscheidung der Planfeststellungsbehörde: 
Die Einwendung wird zurückgewiesen. Die Kleingartenanlage liegt weit außerhalb 

des Bereiches des erheblichen baulichen Eingriffs der Strecke 6383 bei km 76,85. 

Die Kleingartenanlage wurde dennoch innerhalb der überarbeiteten schalltechni-

schen Untersuchung (Stand 12.03.2015) einer Betrachtung unterzogen. Im Ergebnis 

der  schalltechnischen Untersuchung wird dargelegt, dass die Immissionsgrenzwer-

te eines Mischgebietes von tags 64 dB(A) im Bereich des Gartenvereins Zwötzener 

Brücke e.V. eingehalten bzw. deutlich unterschritten werden (Anlage 3.2.2). Die Be-

urteilungspegel liegen zwischen 54,0 bis 59,5 dB(A) am Tag. Daher sind Lärm-

schutzmaßnahmen an dieser Stelle nicht erforderlich. 
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9. Die Einwender mit der O-Nr. 38 (Einwendung vom 02.12.2014) und O-Nr. 39 
(Einwendung vom 02.12.2014, 03.05.2015) als Anwohner in der Ruckdeschelstraße 

30 machen in Bezug auf die geplante Baumaßnahme und den späteren Betrieb der 

Bahntrasse folgende Einwendungen geltend: 

• Beeinträchtigung ihrer Gesundheit (Nachtschlaf) 

• Erhöhte Schadstoffbelastung durch Feinstaub 

• Einschränkung der Lebensqualität 

• Optische Verschlechterung des Stadtbildes durch Lärmschutzwände  

• Erhöhte Unfallgefahren durch Zunahme des Zugverkehrs, hier besonders von 

Güterzügen mit Gefahrgut  

Da die Einwenderin Nr. 39 am Erörterungstermin nicht teilnehmen konnte, wurde ihr 

die Erwiderung der VT auf die Einwendung vom 02.12.2014 zur Kenntnisnahme 

übersandt. Sie befürchtet, dass durch die östlich der Bahn angeordnete Lärm-

schutzwand es zu Reflektionen des Schalls kommen wird (E-Mail vom 03.05.2015). 

 

Die DB Netz AG erwidert hierzu, dass im Rahmen der Entwurfsplanung schalltech-

nische und erschütterungstechnische Untersuchungen auf Grundlage der gesetzli-

chen Vorschriften durchgeführt worden seien. Die Ergebnisse der Berechnungen 

seien in die Planung eingeflossen. Für das Gebäude Ruckdeschelstraße 30 sei kei-

ne Einzelimmissionsortberechnung durchgeführt worden, da das Gebäude in großer 

Entfernung zur Bahntrasse liege und durch die mehrgeschossige Bebauung der 

Aalichtstraße abgeschirmt werde. Da an Gebäuden in ähnlicher Lage (z. B. Ruck-

deschelstraße 16) die Immissionsgrenzwerte eines Mischgebietes von 64 dB(A) 

tags und 54 dB(A) nachts sicher eingehalten würden, könne auch für das Gebäude 

Ruckdeschelstraße 30 die Richtwerteinhaltung erwartet werden.  

Der Betreiber der Bahninfrastruktur sei beauflagt, seine Infrastruktur gemäß den gel-

tenden Sicherheitsstandards vorzuhalten, um die Unfallgefahr zu minimieren. 
 
Entscheidung der Planfeststellungsbehörde: 
Die Einwendungen werden zurückgewiesen. Das Wohngebäude Ruckdeschelstraße 

30 befindet sich in einem Bereich, der als Mischgebiet eingestuft ist. Die Ge-

bietseinstufung wurde aus dem Flächennutzungsplan der Stadt Gera übernommen. 

Die Immissionsgrenzwerte liegen hier bei 64 dB(A) am Tag und 54 dB(A) in der 

Nacht.  

Das Wohngebäude der Einwender befindet sich ca. 120 m westlich der Bahntrasse 

und wird durch die mehrstöckigen Gebäude Aalichtstraße 4a und 4b zur Bahn hin 
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abgeschirmt. Für die näher zur Bahn liegenden Immissionsorte Aalichtstraße 4a und 

4b wurden in der schalltechnischen Untersuchung je nach Etage Beurteilungspegel 

zwischen 47,9 und 53,1 dB(A) am Tag und zwischen 46,9 und 52,1 dB(A) in der 

Nacht errechnet. Die Immissionsgrenzwerte für Mischgebiete werden damit bereits 

an diesen, näher zur Bahn liegenden Gebäuden,  eingehalten.  Auch am nächst ge-

legenen Immissionsort Ruckdeschelstraße 16 liegen die Beurteilungspegel deutlich 

unter den Immissionsgrenzwerten, obwohl in diesem Bereich keine Abschirmung 

durch Gebäude der Aalichtstraße vorhanden ist. Es ist daher davon auszugehen, 

dass die Immissionsgrenzwerte an dem von der Bahntrasse weiter entfernt liegen-

den Gebäude Ruckdeschelstraße 30 ebenfalls eingehalten werden.  

Staubimmissionen während der Bauarbeiten sind im Rahmen der technischen Mög-

lichkeiten zu unterbinden, vgl. Auflage unter A.4.8.8. Anhaltspunkte, dass der künfti-

ge Bahnbetrieb übermäßige Feinstaubimmissionen zur Folge hat, bestehen nicht.  

Die Veränderung des Stadtbildes durch Lärmschutzwände ist im Interesse des 

Schallschutzes hinzunehmen. Die Betreiber der Bahninfrastruktur wie auch der 

Fahrzeuge sind verpflichtet, diese gemäß den geltenden Sicherheitsstandards vor-

zuhalten und zu betreiben, um die Unfallgefahr zu minimieren. Die verbleibende, 

vom Eisenbahnbetrieb wie von jedem Verkehrsmittel ausgehende Unfallgefahr ist im 

Rahmen des allgemeinen Lebensrisikos hinzunehmen. 

 

10. Der Einwender mit der O-Nr. 30 (Einwendung vom 09.12.2014)  fordert 

Schallschutzmaßnahmen für das Anwesen Ruckdeschelstraße 30a. Er begründet 

die Forderung mit der Zunahme der nächtlichen Lärmbelästigung.  

 
Entscheidung der Planfeststellungsbehörde: 
Die Einwendung wird zurückgewiesen. Es wird auf die Ausführungen unter O-Nr. 38 

und 39 verwiesen. 

 

 

B.4.3 VV BAU und VV BAU-STE, VV IST  
Im verfügenden Teil ist der Vorhabenträgerin aufgegeben, rechtzeitig vor Baubeginn 

die nach der VV BAU und der VV BAU-STE erforderlichen Anzeigen einzureichen 

und die notwendigen Anträge zu stellen. Es ist sachgerecht, die fachtechnische Prü-

fung der Ausführungsplanung zum Gegenstand eines gesonderten Verfahrens, das 

in den genannten Verwaltungsvorschriften dargestellt ist, zu machen. Im fachpla-

nungsrechtlichen Verfahren sind die unter B.2.1 genannten Beziehungen zur Um-
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welt, zu öffentlichen Belangen und privaten Rechten zu prüfen. Gegenstand des 

bauaufsichtlichen Verfahrens ist dagegen, dass das Vorhaben in jeder Hinsicht den 

Regelwerken der Technik entspricht.   
 
 
B.5 Gesamtabwägung 
 Am gegenständlichen Vorhaben besteht ein öffentliches Interesse. Die Planfeststel-

lungsbehörde hat die unterschiedlichen öffentlichen und privaten Belange ermittelt, 

alle Belange in die Abwägung eingestellt und diese gegeneinander und untereinan-

der abgewogen.  

 Im Ergebnis der Gesamtabwägung ist das Vorhaben mit den ergangenen Nebenbe-

stimmungen und Schutzauflagen zuzulassen. Rechte Dritter werden in angemesse-

nem Umfang in Anspruch genommen. Die verbliebenen Betroffenheiten öffentlicher 

und privater Belange stehen der Planung nicht entgegen. 

 

 

B.6 Kostenentscheidung 
 Die Kostenentscheidung für diese Amtshandlung des Eisenbahn-Bundesamtes be-

ruht auf § 3 Abs. 4 Satz 1 des BEVVG i. V. m. der Verordnung über die Gebühren 

und Auslagen für Amtshandlungen der Eisenbahnverkehrsverwaltung des Bundes 

(BEGebV). 

 
 
C. Rechtsbehelfsbelehrung 
 Gegen den vorstehenden Planfeststellungsbeschluss kann innerhalb eines Monats 

nach Zustellung Klage beim  

Thüringer Oberverwaltungsgericht in Weimar, 

Kaufstraße 2–4, 

99423 Weimar 

erhoben werden. Als Zeitpunkt der Zustellung gilt der letzte Tag der Auslegungs-

frist. Dies gilt nicht für den Vorhabenträger, dem der Planfeststellungsbeschluss ge-

sondert zugestellt wurde. Die Klage ist bei dem Gericht schriftlich zu erheben. Die 

Klage muss den Kläger, die Beklagte [Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch 

das Bundesministerium für Verkehr und digitale Infrastruktur (BMVI), dieses vertre-

ten durch den Präsidenten des Eisenbahn-Bundesamtes, Außenstelle Erfurt, Juri-

Gagarin-Ring 114, 99084 Erfurt] und den Gegenstand des Klagebegehrens be-
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zeichnen. Sie soll einen bestimmten Antrag enthalten. 

Der Kläger hat innerhalb einer Frist von sechs Wochen die zur Begründung seiner 

Klage dienenden Tatsachen und Beweismittel anzugeben. Erklärungen und Be-

weismittel, die erst nach Ablauf dieser Frist vorgebracht werden, können durch das 

Gericht zurückgewiesen werden. 

Vor dem Oberverwaltungsgericht müssen sich die Beteiligten, außer im Prozess-

kostenhilfeverfahren, durch Prozessbevollmächtigte vertreten lassen. Als Prozess-

bevollmächtigte sind Rechtsanwälte oder Rechtslehrer an einer deutschen Hoch-

schule im Sinne des Hochschulrahmengesetzes mit Befähigung zum Richteramt 

zugelassen. 

Behörden und juristische Personen des öffentlichen Rechts einschließlich der von 

ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse kön-

nen sich durch eigene Beschäftigte mit Befähigung zum Richteramt oder durch Be-

schäftigte mit Befähigung zum Richteramt anderer Behörden oder juristischer Per-

sonen des öffentlichen Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öf-

fentlichen Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen. 

Prozessbevollmächtigte können auch Diplom-Juristen sein, die nach dem 

03.10.1990 zum Richter, Staatsanwalt oder Notar ernannt, im höheren Verwal-

tungsdienst beschäftigt oder als Rechtsanwalt zugelassen wurden. 

Ein als Bevollmächtigter zugelassener Beteiligter kann sich selbst vertreten. 

  

 

D. Ausfertigungen 
 Dieser Bescheid wird zweifach gefertigt: 

 1. Ausfertigung mit Plansatz für die DB Netz AG, 

 2. Ausfertigung mit Plansatz für das Eisenbahn-Bundesamt. 

  

 Eisenbahn-Bundesamt 
 Außenstelle Erfurt 
 Erfurt, den 29.01.2016 
 Az.: 531ppa/003-2316#013 
 

 Im Auftrag                                         Ausgefertigt: 

 

 
  (Dienstsiegel)     
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